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1. Kontext und Relevanz der Forschungsfrage 

Im Anschluss an die Aufstände in Tunesien und vor allem in der Folge des 

Sturzes des ägyptischen Präsidenten Mubarak erreichte die Protestwelle Mitte 

Februar des Jahres 2011 auch Libyen. Ausgehend von Benghazi entwickelte 

sich zunächst im Osten des nordafrikanischen Staates, bald aber im ganzen 

Land eine Protestbewegung, die sich jedoch von den vorangegangenen 

Aufständen in Ägypten und Tunesien wesentlich unterschied: Verliefen die 

dortigen Revolutionen weitestgehend friedlich, so wurde sowohl seitens der 

libyschen Aufständischen als auch und vor allem durch das Regime Gaddafi die 

Auseinandersetzung mit brutaler Waffengewalt geführt. Aus dem Protest 

entwickelte sich in wenigen Tagen ein Bürgerkrieg, der schließlich das ganze 

Land erfasste. Als die Rebellen Anfang März immer mehr in die Defensive 

gedrängt wurden und unter dem Eindruck der Fernsehansprache Gaddafis, in 

der er erklärte, Libyen reinigen zu wollen – „Haus für Haus und Straße für 

Straße“ (Gaddafi 2011: 420), entschied sich die Arabische Liga am 12. März 

2011 die Staatengemeinschaft zu bitten, militärisch gegen das Regime Gaddafi 

vorzugehen. Vor allem auf Drängen Frankreichs wurde am 17. März 2011 

schließlich im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen über die Resolution 1973 

abgestimmt. Diese verlangte einen sofortigen Waffenstillstand und sah die 

Errichtung einer Flugverbotszone in Libyen vor. Sie legitimierte damit unter 

Berufung auf die „Responsibility to Protect“ auch ein militärisches Eingreifen der 

Staatengemeinschaft in den libyschen Bürgerkrieg (Perthes 2011: 78ff). 

Entbrannte daraufhin zum einen eine Auseinandersetzung um die Legitimität 

dieser Entscheidung (Sinjen 2011: 78f, Pradetto 2011: 53f, Pradetto 2012: 66), 

so wurde zum anderen die deutsche Rolle im UN Sicherheitsrat kontrovers 

diskutiert. Während alle NATO Mitgliedsstaaten, die dieser Tage dem 

Sicherheitsrat angehörten, für die Resolution stimmten, enthielt sich die 

Bundesrepublik Deutschland. Diese Entscheidung wurde in Deutschland, aber 

teilweise auch im Ausland, harsch kritisiert. Es war von einem schweren 

politischen Fehler die Rede, der die Bundesrepublik international isoliert habe. 

War die deutsche Außenpolitik bisher maßgeblich von Loyalität zu den 

Vereinigten Staaten und den europäischen Partnern geprägt, stellte die 

Entscheidung zur Resolution 1973 eine Zäsur dar. Das erste Mal in der 
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Geschichte der Bundesrepublik stellte sich Deutschland bei einer Abstimmung 

im Sicherheitsrat gegen alle seine NATO- und EU Partner (Hellmann 2011, 

Katsioulis 2011, Rinke 2011). Bundeskanzlerin Angela Merkel bemerkte dazu, 

dass sich die Bundesregierung nicht an militärischen Maßnahmen beteiligen 

möchte und fügte hinzu, dass man sich „nur deshalb […] bei der Abstimmung 

der Stimme enthalten“ (Merkel 2011j) habe. Außenminister Westerwelle führte 

dieses ebenso als Hauptgrund an, ergänzte aber mehrfach dass durchaus auch 

„weitere Gründe“ (Westerwelle 2011f) ausschlaggebend waren. Da diese 

weiteren Gründe nie transparent kommuniziert wurden lautet die 

Forschungsfrage meiner Bachelorarbeit nun: 

1. Welche Handlungsregeln lassen sich aus den Sprechakten der 

Bundesregierung rekonstruieren, die letztlich zur Enthaltung bei der 

Resolution 1973 führte? 

Da die Entscheidung in der Öffentlichkeit mehrheitlich kritisch kommentiert 

wurde, wird in einem zweiten Schritt folgende Frage geklärt: 

2. Welche Kritiken bezüglich der Enthaltung bei der Resolution 1973 lassen 

sich aus dem parlamentarischen, medialen und wissenschaftlichen 

Diskurs rekonstruieren? 

In einem letzten Schritt soll dann aus den Erkenntnissen der zweiten Frage ein 

Bild deutscher Außenpolitik entworfen werden, welche Rückschlüsse zulässt 

auf die Frage 

3. Welche Wunschvorstellungen an zukünftige deutsche Außenpolitik 

lassen sich aus den rekonstruierten Kritiken ableiten? 

Die nun angeschlossenen Kapitel werden zunächst den aktuellen 

Forschungsstand zum Thema umreißen, den theoretischen Hintergrund der 

Arbeit ausleuchten und das methodische Vorgehen reflektieren. Dabei werden 

die Fragestellungen detailliert geklärt und über Gütekriterien und die 

Datenauswahl informiert. In den Kapiteln 6 und 7 werden schließlich die 

empirischen Befunde der Arbeit dargestellt. Ein abschließendes resümierendes 

Fazit wird die gewonnen Erkenntnisse noch einmal kritisch ausleuchten.  
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2. Aktueller Forschungsstand 

Auf Grund der Brisanz der deutschen Enthaltung wurde das Thema in der 

Wissenschaft breit diskutiert. Ziel dieses Abschnitts ist es nun, den Stand der 

Forschung zur vorliegenden Fragestellung aufzuarbeiten.  

Sicherlich am prominentesten wurde die Ansicht vertreten, dass sich 

Deutschland durch die Enthaltung bei der Libyen-Resolution international neu 

positionierte. So hielt Hellmann die Abkehr von „Bonner Hyperloyalität mit der 

US-amerikanischen Vormacht“ (Hellmann 2011: 21) und den NATO-Mitgliedern 

fest (Hacke 2012: 95, Maull 2012a: 133, Meiers 2011a: 1, Sandschneider 2012: 

4). In ähnlicher Weise argumentiert auch Stark, der unter der Führung Merkels 

eine neue Zurückhaltung beim Einsatz von Militär zu erkennen glaubt, die 

Deutschland jedoch von dem NATO Führungstrio USA, Frankreich und 

Großbritannien isoliere (Stark 2013, Winkler 2011: 30). Ähnlich analysiert auch 

Regelsberger, die den EU Mitgliedsstaaten, so auch Deutschland unterstellt, 

dass „Alleingänge […] aus innen- oder außenpolitischen Gründen attraktiver“ 

(Regelsberger 2012: 56) erscheinen als eine gemeinschaftliche europäische 

Außenpolitik (ebd., Brink 2013: 144, Demesmay 2013: 39). Dieser 

Argumentation schließt sich auch direkt das Argument einer Neuausrichtung 

deutscher Außenpolitik in östlicher Richtung an. So wird die deutsche 

Enthaltung unter anderem als mögliche Zuwendung zu Russland und China 

interpretiert (Annen 2011: 14, Guérot 2012: 10) oder gar als Neigung zu den 

aufstrebenden Schwellenländern, den BRIC Staaten, verstanden (Rousseau 

2011, Varwick/Schmid 2012: 25, Winkler 2011: 30). Der Einschätzung einer 

deutschen Abkehr von den Verbündeten wird allerdings an anderer Stelle eher 

ablehnend gegenübergestanden (Gowan 2013: 3f, von Bredow 2012: 68). 

Ein weiteres zentrales Argument für die deutsche Enthaltung ist sicherlich auch 

die Ansicht, dass sich die Bundesregierung militärischen Maßnahmen 

gegenüber eher skeptisch positionierte, obgleich sie sich mit den Zielsetzungen 

der Resolution rückhaltlos solidarisierte (Heitmann-Kroning 2011: 301f, Maull 

2011: 109, Meiers 2011a: 3, Meiers 2011b: 677, Rinke 2011: 46). Diese Idee 

fußt auf der Befürchtung, eventuell in einen militärischen Konflikt ohne 

absehbares Ende, ähnlich dem Afghanistan Einsatz, gezogen zu werden (Kiraly 
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2011: 29, Meiers 2011a: 2, Meiers 2012: 165, Rühl 2011: 566, Schubert 2012: 

75, Sinjen 2011: 80). Diese Haltung wiederum hänge vor allem mit der 

interventionsmüden deutschen Bevölkerung und den anstehenden 

Landtagswahlen in Baden-Württemberg sowie Rheinland-Pfalz zusammen, die 

dieser Tage stattfanden (Hellmann 2011: 21, Niedermeier 2011, Regelsberger 

2012: 56, Rinke 2011: 51, Rühl 2011: 565, Winkler 2011: 30). Die gleichzeitige 

Regierungskrise, die sich vor allem durch die im Umfragetief steckende FDP 

manifestierte, soll außerdem eine Rolle gespielt haben (Maull 2012b: 35). 

Weniger oft wurde als Grund für die Enthaltung angeführt, dass Deutschlands 

Interessen vom Ausgang des libyschen Bürgerkriegs nicht tangiert seien. So 

hielt Hellmann fest, dass „egal ob am Ende die „Rebellen“ oder Gaddafi 

obsiegen würden, beides [sei] in dieser Perspektive für Deutschland 

weitgehend folgenlos (Hellmann 2011: 21). 

Kritisch wurde die Enthaltung vor dem Hintergrund des deutschen Werbens um 

einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen interpretiert. So 

propagiert die Bundesregierung schon seit dem Ende des Kalten Krieges ihren 

Anspruch auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat (Roos 2010: 291), dem 

jedoch durch die Entscheidung im Libyen-Fall einen erheblicher Rückschlag 

zuteilwurde. Die mangelnde Unterstützung der westlichen Partner soll sich 

negativ auf die deutsche Kandidatur ausgewirkt haben (Heitmann-Kroning 

2011: 302, Müller 2011: 12, Niedermeier 2011). Diesen eher auf 

nationalstaatlichen bzw. innenpolitischen Interessen gerichteten 

Erklärungsversuchen für das deutsche Abstimmungsverhalten stehen Analysen 

gegenüber, deren Ausrichtung sich eher an normativen Grundfragen wie der 

Souveränität oder der Schutzverantwortung der Staatengemeinschaft orientiert. 

Dabei stand die Frage um die Legitimität der Resolution 1973 bzw. deren 

praktischer Umsetzung im Zentrum der Diskussion. Auf Grundlage der 

„Responsibility to Protect“ oder kurz „R2P“ sollte der Staatengemeinschaft mit 

Hilfe der Einrichtung einer Flugverbotszone, einem Waffenembargo und der 

Einfrierung aller Konten der libyschen Regierung die Möglichkeit gegeben 

werden, die Zivilbevölkerung vor Übergriffen des Regimes Gaddafi zu schützen 

(Fröhlich 2011: 142ff). In einem offenen Brief Obamas, Camerons und 
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Sarkozys, der unter dem Titel „Libya’s pathway to peace“ erschien, wurde 

jedoch ein weiteres Ziel der führenden Staaten des Einsatzes deutlich 

proklamiert. So hieß es dort „it is impossible to imagine a future with Qaddafi in 

power” (Cameron/Obama/Sarkozy 2011) und weiter „Qaddafi must go” (ebd.). 

Die deutsche Enthaltung wurde unter diesem Licht betrachtet unterschiedlich 

kommentiert. So würde die R2P in deutschen Regierungskreisen bisher nur 

mangelhafte Unterstützung bekommen (Benner 2012: 67). Weiter geht noch 

Sinjen, die die militärische Intervention gerechtfertigt findet, die deutsche 

Enthaltung als unangebracht einschätzt und im Weiteren sogar die 

Selbstbeschränkung, nur Luftangriffe zu fliegen und den Regimewechsel nicht 

als oberstes Ziel auszugeben, kritisiert (Sinjen 2011: 82f). Andere Stimmen 

hingegen hielten die Intervention in einen Bürgerkrieg für völkerrechtlich 

problematisch und kritisierten die informelle Zielsetzung, dass Gaddafi gestürzt 

werden müsse (Pradetto 2011: 56f). So soll durch das Eingreifen der 

Staatengemeinschaft die Souveränität Libyens verletzt und außerdem der Inhalt 

der Resolution 1973 viel zu unklar formuliert worden sein (Merkel 2012)  

 

 

3. Theoretischer Hintergrund 

In den Folgenden Abschnitten wird nun die pragmatische Handlungs- und 

Erkenntnistheorie ausgebreitet, die den theoretischen Hintergrund der Arbeit 

darstellt. Im Zuge dessen wird die bereits in der Fragestellung angesprochene 

Begrifflichkeit der Handlungsregel erklärt und der Pragmatismus als Instrument 

der Außenpolitikforschung konzipiert.  

Wie bereits beschrieben ist der Pragmatismus eine Theorie menschlichen 

Denkens und Handelns. So fußt Peirces Theoriekonstrukt auf einer Umkehr 

Descartes‘ „cogito ergo sum“. Im Pragmatismus denkt der Mensch, weil er 

handeln muss (Hellmann 2010: 150, Schubert 2010: 16f). Dieses Handeln wird 

gestützt auf Überzeugungen. Diese Überzeugungen sind letztlich 
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Handlungsregeln, so das grundlegende Diktum pragmatistischer Philosophie 

(Hellmann 2010: 151, Roos 2012: 9), oder in den Worten Peirces: 

„[S]ince belief is a rule for action, the application of which involves 
further thought, at the same time that it is a stopping-place, it is also a 
new starting-place for thought. That is why I have permitted myself to 
call it thought at rest, although thought is essentially an action. The 
final upshot of thinking is the exercise of volition, and of this thought 
no longer forms a part; but belief is only a stadium of mental action, 
an effect upon our nature due to thought, which will influence future 
thinking” (Peirce 1878). 

Bevor diese Grundannahme jedoch genauer expliziert werden kann, ist ein 

Blick auf die Sozialität des Menschen notwendig, die ihm sinnhaftes Handeln 

erst ermöglicht. Die Annahme, dass ein jeder Mensch in ein komplexes System 

von Zeichen und Bedeutungen geboren wird, ist dafür konstitutiv. Rekurrierend 

auf Mead ist der Mensch Herr über ein komplexes Universum von Zeichen und 

Symbolen. Sinnhafte Kommunikation ist daher nur möglich, da Menschen auf 

„ein intersubjektiv geteilte[s] Bedeutungsnetz der größeren Gemeinschaft“ 

(Roos 2010: 57) zurückgreifen können. Die Bedeutung eines Begriffs umfasst 

dabei stets die Gesamtheit aller Wirkungen, die dieser auslösen kann (ebd. 57). 

Am praktischen Beispiel bedeutet dies, dass ein beliebiges Aussageereignis 

wie „Herr Müller argumentiert stellenweise eigentümlich“ auf unterschiedliche 

Rezipienten unterschiedliche Auswirkungen haben wird, die der Sender jedoch 

kraft seiner Möglichkeit, sich in fremde Rollen hineinzuversetzen, mehr oder 

weniger genau absehen kann (ebd. 56). Angewendet nun auf die eigentliche 

Forschungsfrage bedeutet dies, dass die Enthaltung zur Resolution 1973 bei 

unterschiedlichen Adressaten unterschiedliche Wirkungen haben würde. So 

kann davon ausgegangen werden, dass die deutsche Enthaltung 

beispielsweise bei Muammar Gaddafi andere Auswirkungen haben würde, als 

beim deutschen Volk oder dem französischen Ministerpräsidenten. Dieses 

Verständnis von sinnhaftem Handeln führt nun auf der einen Seite wieder 

zurück zu Peirces Handlungsregeln, auf der anderen Seite lässt sich daraus 

ableiten, warum in dieser Arbeit alleine Menschen als Akteure gelten können.  
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3.1 Der Mensch als Akteur 

In diesem Abschnitt soll nun geklärt werden, warum einzig der Mensch als 

Akteur gelten kann und weshalb die vielfach in den Internationalen 

Beziehungen vorgenommene Vereinfachung der Annahme eines Staats als 

Akteur in dieser Arbeit nicht angewendet wird. Das Ziel meiner Arbeit wird sein, 

die Handlungsregeln der maßgebenden Akteure zu rekonstruieren, die für die 

Enthaltung der BRD im Sicherheitsrat verantwortlich zeichnen. Dabei steht, wie 

bereits in der Einleitung und im Kapitel zum Forschungsstand beschrieben, der 

Bruch in der Kontinuität im Abstimmungsverhalten innerhalb des Sicherheitsrats 

im Zentrum der Untersuchung. Aus noch zu klärenden Gründen kamen die 

Verantwortlichen zu dem Ergebnis, nicht mit den NATO und EU Partnern zu 

stimmen, sondern zum ersten Mal in der Geschichte einen Sonderweg 

einzuschlagen und sich gegen ihre engsten Verbündeten zu stellen. Dieser 

Wandel deutscher Außenpolitik kann durch die menschliche Eigenschaft durch 

abduktive Prozesse zu neuen Überzeugungen zu gelangen erklärt werden. So  

„sind Menschen dazu in der Lage, bislang bewährte Überzeugungen 
zum Gegenstand von Gedankenexperimenten zu machen und diese 
in deren Verlauf zu modifizieren […]. Abduktive Prozesse speisen 
sich durch neue Erfahrungen sowie veränderte Situationen und 
können als fortwährendes, nicht stillstehendes Gedankenlabor 
verstanden werden, in dem die Überzeugungen eines Menschen 
permanent reflektiert, bestätigt, verworfen oder modifiziert werden 
(Roos 2010: 60). 

Darüber hinaus ergibt sich aus dem Konzept des menschlichen Akteurs eine 

weitere Dimension, die den späteren Teil der Arbeit, genauer die Methodologie, 

betrifft. Unbestritten verfügen Menschen wie etwa der Außenminister oder die 

Bundeskanzlerin über ein größeres Potential, außenpolitische Prozesse 

Deutschlands zu beeinflussen, als jeder andere. Diese werden in der 

vorliegenden Arbeit als maßgebliche Akteure deutscher Außenpolitik 

verstanden, die aber eingebunden in eine Struktur kollektiven Handelns und der 

damit verbundenen Handlungsregeln nur über eine eingeschränkte Macht 

verfügen, Außenpolitik zu gestalten. Diese bestimmt sich zum einen aus dem 

historischen Kontext, beispielsweise der deutsch-französischen Freundschaft, 

die eine deutsche Kriegserklärung an Frankreich verunmöglicht (ebd. 64). Zum 

anderen aber, und dies wird schließlich vor dem Hintergrund der 
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diskursanalytischen Konzeption dieser Arbeit interessant, bestimmt ein 

immerwährender Kampf den Handlungsspielraum der außenpolitisch 

maßgeblichen Strukturpositionen. Sowohl die öffentliche Meinung, die 

Wissenschaften, aber auch politische Parteien, sowie das Ausland oder 

internationale Organisationen verengen oder erweitern den Spielraum 

deutscher Außenpolitik (ebd. 64). 

 

 

3.2 Peirce Handlungsregeln 

Peirces Handlungs- und Erkenntnistheorie nimmt ihren Anfang bei den 

Begriffen der Überzeugung und des Zweifels (Hellmann 2010: 151, Schubert 

2010: 19). So hält Peirce fest, dass „[t]he irritation of doubt is the only 

immediate motive for the struggle to attain belief” (Peirce 1877). Der Mensch, 

nach Peirce, hat bisweilen unhinterfragte Überzeugungen, welche unsere 

tagtäglichen Alltagshandlungen routinisieren und damit vereinfachen. Unser 

Alltag besteht also aus einem System von Überzeugungen, die bedenkenlos 

akzeptiert werden (Hellmann 2010: 151, Nagl 1992: 67). Zweifel entstehen 

dann, wenn Menschen vor bisher ungeklärte Probleme gestellt werden und die 

bisherigen Überzeugungen unsicher erscheinen (Schubert 2010: 18). Peirce 

notierte dazu: 

„Thus, both doubt and belief have positive effects upon us, though 
very different ones. Belief does not make us act at once, but puts us 
into such a condition that we shall behave in some certain way, when 
the occasion arises. Doubt has not the least such active effect, but 
stimulates us to inquiry until it is destroyed” (Peirce 1877).  

Handeln ist demnach also erst möglich nach dem der Zweifel ausgeräumt und 

einer neuen Überzeugung Raum geschaffen wurde (Hellmann 2010: 151). 

Diese Annahmen letztlich bilden das Fundament für die zentralen theoretischen 

Grundlagen dieser Arbeit:  

1. Handlungsregeln sind eingebettet in einen historischen Kontext der die 

Handlungsoptionen der Entscheider einschränkt (Roos 2010: 64)  
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2. Handlungsregeln werden diskursiv, durch zahlreiche Akteure wie 

beispielsweise Wissenschaftlern, Politikern oder Journalisten 

mitbestimmt (ebd. 64) 

3. Handlungsregeln können falls notwendig modifiziert werden und sind 

damit stetem Wandel unterzogen (Hellmann 2010: 151, Roos 2010: 60) 

Da nun weite Teile der eingangs gestellten Forschungsfrage expliziert wurden, 

kann nun in einem nächsten Schritt das methodische Vorgehen meiner 

Forschungsarbeit dargestellt werden. Zunächst, im Rückgriff auf Foucaults 

Diskursbegriff, wird der Frage nach der Datenauswahl und der Methode der 

Arbeit nachgegangen werden, um dann in einem letzten Schritt vor der 

eigentlichen empirischen Arbeit das Handwerkszeug des Forschers, die 

Grounded Theory darzustellen.  

 

 

4. Foucaults Macht der Diskurse 

Michel Foucaults Theorie der Macht des Diskurses stellt einen zentralen Punkt 

dieser Arbeit dar. Einerseits wurde der Begriff bereits in der theoretischen 

Rahmung des Projekts eingeführt und in Verbindung mit den Handlungsregeln 

präsentiert. Andererseits, und hier lässt sich die Verbindung zwischen Theorie 

und Methode erkennen, wird dieser bei der Auswahl des Datenmaterials 

Anwendung finden. Die nun folgenden Zeilen werden deshalb in knapper Form 

Foucaults Theorie vom Zusammenspiel von Wissen und Macht der Diskurse 

zum Inhalt haben, und schließlich die Überschneidungen zu meiner Arbeit 

hervorheben. Die Begrifflichkeit des Diskurses ist sicherlich eines der 

wichtigsten Konzepte Foucaults. Er entwickelte seinen Diskursbegriff vor allem 

in den beiden Werken „Archäologie des Wissens“ und „Die Ordnung der Dinge“. 

Der Diskursbegriff, der in dieser Arbeit Anwendung finden wird, orientiert sich 

jedoch an den Arbeiten Kellers, der Diskurse rekurrierend auf Foucault einst 

bezeichnete als 
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„eine Menge von an unterschiedlichen Stellen erscheinenden, 
verstreuten Aussagen, die nach demselben Muster oder 
Regelsystem gebildet worden sind, deswegen ein- und demselben 
Diskurs zugerechnet werden können und ihre Gegenstände 
konstituieren“ (Keller 2011: 46) 

und an anderer Stelle hinzufügte, dass Diskurse  

„mehr oder weniger machtvolle, institutionalisierte und geregelte 
Formen mündlichen oder schriftlichen Sprachgebrauchs durch 
soziale Akteure“ (Keller/Viehhöfer 2005: 164)  

darstellen. Entscheidend dabei ist, dass Diskurse die Realität nicht abbilden, 

sondern diese erst konstituieren (Keller 2011: 67). 

Wie bereits unter 3.2 erwähnt, haben Diskurse, bzw. Diskursteilnehmer, die 

einen Sprechakt tätigen, die Möglichkeit Einfluss auf Handlungsregeln zu 

nehmen, indem deren Handlungsoptionen durch eben diese Aussageereignisse 

erweitert oder eingeengt werden. Die Folgen dieses Diskursverständnis sind für 

diese Arbeit weitreichend. So heißt es im Grundgesetz der BRD: „Der 

Bundeskanzler bestimmt die Richtlinien der Politik und trägt dafür die 

Verantwortung. Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Bundesminister seinen 

Geschäftsbereich selbständig und unter eigener Verantwortung“ (GG Art. 65). 

Dass in dieser Arbeit eben nicht nur den Strukturpositionen des Außenminister 

oder der Bundeskanzlerin Gestaltungspotential deutscher Außenpolitik 

eingeräumt wird, findet damit in der diskursanalytischen Konzeption seine 

theoretische Fundierung und hat letztlich Auswirkungen im Besonderen auf die 

Zusammenstellung des Datenkorpus. 

 

 

4.1 Zur Auswahl des Datenmaterials 

Das Datenmaterial, welches den zu analysierenden Korpus bilden wird, soll 

jede Form von sprachlicher Äußerung, wie gesprochenem Wort 

(Fernsehinterviews, Redebeiträge, etc.) oder geschriebenem Text 

(Wissenschaftliche Beiträge, Zeitungsartikel) beinhalten. Dabei kann prinzipiell 
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jedes Aussageereignis zu analysierendes Material sein. Im Besonderen werden 

in die Analyse folgende Dokumente einfließen:  

1. Zur Beantwortung der ersten Forschungsfrage setzt sich der 

Datenkorpus aus sprachlichen Äußerungen der politischen 

Entscheidungsträger selbst, bzw. deren Sprechern zusammen. Daraus 

sollen schließlich die Handlungsregeln für das Abstimmungsverhalten 

rekonstruiert werden. 

2. Für die Beantwortung der zweiten und dritten Forschungsfrage werden 

schließlich Begründungen zweiter Ordnung herangezogen. Also 

Aussagen, die über das Abstimmungsverhalten der Regierung von 

Dritten getätigt wurden. Dieses Datenmaterial setzt sich zusammen  aus 

wissenschaftlichen Beiträgen, denen kraft ihres Expertenstatus eine 

gewichtige Rolle im Diskurs zuzuschreiben ist und medialen Beiträgen, 

denen durch die breite Publikumsrezeption Macht im Diskurs 

beigemessen werden kann. Ergänzend werden schließlich Daten aus 

dem parlamentarischen Diskurs in die Arbeit einfließen, da diesem durch 

die Kontrollfunktion der Regierung durch das Parlament (Schubert 2011) 

eine bedeutende Rolle für die Beantwortung der Forschungsfragen 

zuzuschreiben ist. 

Letztlich orientiert sich die Datenauswahl jedoch bereits an den Arbeiten 

Strauss‘, der den Begriff des „Theoretischen Sampling“ prägte. So bedeutet  

„Theoretisches Sampling […] den auf die Generierung von Theorie 
zielenden Prozess der Datenerhebung, währenddessen der Forscher 
seine Daten parallel erhebt, kodiert und analysiert sowie darüber 
entscheidet, welche Daten als nächstes erhoben werden sollen und 
wo sie zu finden sind“ (Glaser/Strauss 2010: 61). 

Durch die Analyse erster Dokumente sollten sich, so die Annahme, bereits erste 

Kategorien ergeben können, die dann angereichert durch gezieltes Suchen von 

Textstellen ähnlichen Inhalts verdichtet und schließlich gesättigt werden 

können. Ziel dabei ist es, bei jeder gebildeten Kategorie eine „Theoretische 

Sättigung“ zu erreichen. Diese ist erreicht, wenn keine neuen Dimensionen 

einer Kategorie mehr durch die Analyse weiterer Dokumente hinzugefügt 

werden können (ebd. 77). Nachdem nun der Prozess der Datenauswahl 
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beschrieben wurde, wird im angeschlossenen Kapitel der Umgang mit 

Gütekriterien reflektiert, um die wissenschaftlich korrekte Vorgehensweise des 

Projekts sicherzustellen. 

 

 

4.2 Reflektion der Gütekriterien 

Steinke folgend existieren derzeit in den Wissenschaften drei verschiedene 

Positionen, Qualitätskriterien in der qualitativen Forschung zu etablieren: zum 

einen die Anwendung quantitativer Kriterien auf qualitative Forschung mit den 

klassischen Kriterien Objektivität, Reliabilität und Validität, zum anderen die 

Installation neuer Gütekriterien wie beispielsweise der Validierung oder der 

Triangulation und letztlich die strikte Ablehnung aller Gütekriterien für qualitative 

Sozialforschung (Steinke 2009: 319ff). Da durch die Ablehnung jedweder 

Gütekriterien die Gefahr von „Beliebigkeit und Willkürlichkeit qualitativer 

Forschung“ (ebd: 321f) gegeben ist, wird diese Position auch in der vorliegende 

Arbeit keine Anwendung finden. Wie bereits in 4.1 beschrieben kommt bei der 

Datenauswahl die Methode des „Theoretischen Samplings“ zur Anwendung, 

das dem quantitativen Qualitätsmerkmal der Repräsentativität eher 

widersprüchlich gegenübersteht (Strübing 2008: 34). Das Reliabilitätskriterium, 

welches „ein Maß für die Reproduzierbarkeit von Messergebnissen“ (Diekmann 

2009: 250) darstellt, kann in dieser Arbeit ebenso keine Anwendung finden, da 

jeder  

„Forscher bei der Interpretation von Daten auf einen individuellen 
Bestand an Kontextwissen und Vorerfahrungen zurück [greift], so 
dass die Analyse der rekonstruierten sozialen Prozesse je nach 
Perspektive unterschiedlich ausfallen wird“ (Roos 2010: 92). 

Das Validitätskriterium schließlich, welches sichern soll, dass die erhobenen 

Daten und Messwerte letztlich das beschrieben, was unter dem Sachverhalt 

verstanden wird (Rönsch 2007: 691), kann ebenfalls nur modifiziert Eingang in 

der vorliegenden Arbeit finden. Gemäß Steinke soll für die typischen 

quantitativen Kriterien vor allem das Kriterium der „Intersubjektiven 

Nachvollziehbarkeit“ installiert werden. Im Zentrum dieser Idee steht der 
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Vorschlag einer transparenten Dokumentation des Forschungsprozesses. 

Dieser Entwurf fußt auf der Annahme, dass hiermit gewährleistet werden kann, 

Interessierten die Möglichkeit einzuräumen, die Arbeit sukzessive nachzustellen 

und dadurch die Ergebnisse bewerten zu können (Steinke 2009: 324). Durch 

zweierlei Maßnahmen soll diese Chance gegeben sein. Die präzise 

Dokumentation theoretischer, methodologischer und methodischer 

Grundannahmen zum einen wird das Vorverständnis und das genau Vorgehen 

des Verfassers zugänglich machen, während zum anderen die genaue 

Dokumentation der Daten, die Offenlegung des kodierten Materials, sowie der 

transparente Umgang mit verschriftlichten Memos die Nachvollziehbarkeit der 

Ergebnisse der Arbeit sichern sollen. Letztlich entspricht dieser Umgang auch 

dem erkenntnistheoretischen Grundverständnis des Autors, das schon durch 

die Wahl des Instrumentariums der Diskursanalyse kenntlich gemacht wurde. 

Der Anspruch dieser Arbeit ist nicht die letztgültige Wahrheit über die zu 

Grunde liegenden Handlungsregeln Herrn Westerwelles oder Frau Merkels zu 

produzieren, sondern vielmehr versteht sich das Forschungsprojekt selbst als 

extrem einflussreiches Aussageereignis eines sozialwissenschaftlichen 

Diskurses (Keller 2011: 65). Ersteres wäre ohnehin unmöglich, da eine  

„Unterscheidung zwischen Rhetorik und inneren Motiven und damit 
zwischen rhetorischem und argumentativem Handeln […] für diesen 
Ansatz ohne Belang [ist], denn die „wahren Interessen“ und Motive 
der einzelnen Akteure sind bei dieser Art von Analyse nebensächlich“ 
(Dunn/Mauer 2006: 10). 

Im abschließenden Kapitel, welches die tatsächliche Methode, also das 

Handwerkszeug des Forschers beschreibt, wird nun die Grounded Theory nach 

Anselm Strauss beschrieben. 

 

 

5. Grounded Theory 

Anselm Strauss‘ Grounded Theory ist im Kern als hypothesengenerierender 

Ansatz zu verstehen. Es werden also keine vorher festgelegten, bestehenden 
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Hypothesen auf den Prüfstein gestellt und nach Möglichkeit verifiziert, sondern 

vielmehr sollen im Laufe des Forschungsprozesses Hypothesen und Theorien 

bezüglich des beforschten Gegenstandes entwickelt werden (Franke/Roos 

2010: 293f). In den folgenden Abschnitten wird dieser Ansatz nun genauer 

erläutert. Zentral für die Methode der Grounded Theory ist das Kodieren. So 

unterscheidet Strauss drei Kodierverfahren: das offene Kodieren, das axiale 

Kodieren sowie das selektive Kodieren. Die bereits im Abschnitt zu den 

Gütekriterien angesprochenen Memos sind ebenfalls essentieller Bestandteil 

des Grounded Theory Verfahrens und werden deshalb in den angeschlossenen 

Abschnitten ebenso zum Thema. In Strauss‘ Worten meint offenes Kodieren 

den „Prozeß des Aufbrechens, Untersuchens, Vergleichens, Konzeptualisierens 

und Kategorisierens von Daten“ (Strauss/Corbin 1996: 43). Sinn des offenen 

Kodierens ist es, einzelne Textpassagen mit einem Code zu versehen, der den 

Sinn des Abschnitts möglichst treffend beschreibt. Dabei ist jedoch, angelehnt 

an die zuvor explizierten theoretischen Grundannahmen, nicht der Sinn 

gemeint, den der Verfasser zum Ausdruck bringen wollte, sondern vielmehr der 

weitere intersubjektive Sinn. Angereichert durch Memos, die beispielsweise auf 

inhaltliche Überschneidungen mit anderen kodierten Sequenzen verweisen 

oder Bezug auf mögliche Interpretationen nehmen, entwickelt sich durch dieses 

Vorgehen ein dichtes Geflecht untereinander verwobener kodierter Sequenzen 

(Corbin/Strauss 1990: 423, Roos 2010: 103f). Den Memos kommt dabei eine 

Doppelfunktion zu. So dienen diese einerseits „als Ort der Konkretisierung, 

Präzisierung aber auch der Protokollierung“ (Roos 2010: 105) und andererseits 

dazu, dem von Steinke übernommenen Gedanken der intersubjektiven 

Nachvollziehbarkeit als Gütekriterium gerecht zu werden. Gleichzeitig mit dem 

offenen Kodieren läuft der Vorgang des axialen Kodierens ab. Dieser zeichnet 

sich durch das Herstellen von Verbindungen zwischen bestehenden Kategorien 

aus (Strauss/Corbin 1996: 75). Besonders im Blickpunkt steht beim axialen 

Kodieren somit die Untersuchung auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede von 

neuem und altem kodierten Material (Roos 2010: 106). Zuletzt wird selektiv 

kodiert. Selektives Kodieren meint schließlich die Suche nach 

Schlüsselkategorien. Diese beschreiben Kategorien, die von besonderer 

Wichtigkeit für die Beantwortung der Forschungsfrage sind. Beim selektiven 
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Kodieren wird gezielt nach weiterem Datenmaterial für die Schlüsselkategorien 

gesucht, um diese möglichst tiefgreifend und erschöpfend zu bearbeiten 

(Corbin/Strauss 1990: 424). Wichtig ist dabei, dass die unterschiedlichen 

Kodiervorgänge nicht als zeitlich voneinander getrennte Vorgehensweisen zu 

denken sind, sondern vielmehr gleichzeitig ablaufen (Roos 2010: 106). Ein 

letzter Hinweis beim methodischen Vorgehen, greift ebenso auf die Ideen 

Strauss‘ zurück. So steht dieser der „in der Forschung vorherrschenden 

Lehrmeinung, derzufolge die Forschung tendenziös wird, wenn persönliche 

Erfahrungen oder Daten ins Spiel kommen“ (Strauss 2004: 440) eher kritisch 

gegenüber und verweist darauf, dass Kontextwissen einen wesentlichen 

Datenfundus darstellt und dem Forscher zahlreiche neue Möglichkeiten 

eröffnet, mit dem Datenmaterial umzugehen. Strauss‘ Forderung, dass 

Kontextwissen gezielt eingesetzt werden soll, wird deshalb in dieser Arbeit 

Folge geleistet (ebd.). 

Nachdem nun die theoretischen und methodischen Ausgangspunkte 

festgeschrieben sind, werden in den Kapitel 6.1 und 6.2 die empirischen 

Befunde, der eigentliche Kern der Arbeit präsentiert. 
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6. Die deutsche Enthaltung bei der Resolution 1973 – Das 

Rechtfertigungsnarrativ der Bundesregierung 

Aus dem Datenmaterial der Regierung ließen sich einige Erkenntnisse über die 

Beweggründe rekonstruieren, die letztlich zur Enthaltung führten. Diese werden 

in den kommenden Abschnitten beschrieben, kontextualisiert und damit in einen 

weiteren Rahmen dem Gesamtbild deutsche Außenpolitik eingebettet. 

 

 

6.1 Die R2P – Für Deutschland gibt es in Libyen keine 

Schutzverantwortung 

Ein erster bemerkenswerter Befund, der sich in der Auseinandersetzung mit 

dem Datenmaterial ergab, ist, dass die Bundesregierung in keinem ihrer 

Äußerungen zur Libyenresolution Stellung bezieht zur „Responsibility to 

Protect“ oder kurz R2P. 

Im Jahr 2005 wurde die R2P im System der Vereinten Nationen implementiert. 

Die Grundpfeiler der R2P sind dabei zum einen die Verantwortung eines 

Staates gegenüber seiner Bevölkerung, diese vor Genoziden, 

Kriegsverbrechen, ethnischen Säuberungen sowie Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit zu schützen. Zum anderen soll die Staatengemeinschaft einem 

Staat assistieren, dieser Verantwortung gerecht zu werden bzw. diese 

Schutzverantwortung durchzusetzen, sollte ein Staat bei der Umsetzung des 

Schutzes seiner Bevölkerung scheitern (Bellamy 2010: 143, Brozus 2012: 53f, 

Brozus/Schaller 2013: 5f). Die R2P steht damit dem klassischen 

Souveränitätsgedanken entgegen, der jeden Staat als „ein unabhängiges, 

gegenüber anderen Staaten prinzipiell gleiches und freies Subjekt“ (Seidelmann 

2005: 899) konzipiert.  

In der Vergangenheit, so der einhellige Tenor politikwissenschaftlicher 

Analysen, galt Deutschland als Unterstützer und Befürworter der Norm der 

Schutzverantwortung (Schoch 2013: 6, Schütte 2011: 728). So ist Deutschland 
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Teil einer informellen Gruppierung der Vereinten Nationen, die sich unter dem 

Namen „Group of Friends on Responsibility to Protect“ für die Entwicklung der 

Schutzverantwortung im internationalen System einsetzt (Brozus 2012: 56) und 

drückte diese Haltung auch immer wieder in Redebeiträgen aus. Exemplarisch 

hierzu der deutsche UN-Botschafter Peter Wittig: „Germany firmly supports this 

principle of the Responsibility to Protect, including the responsibility of the 

International Community” (Wittig 2011). Einer Analyse der 

Menschenrechtsorganisation Genocide Alert e.V. folgend, gibt es überdies bei 

den deutschen Bundestagsfraktionen – mit  Ausnahme der Partei „Die Linke“ –

einen überparteilichen Konsens, dass die R2P eine unterstützenswerte 

Entwicklung in den internationalen Beziehungen darstellt (Genocide Alert e.V. 

2013). 

Dass sich die Bundesregierung nun bei der Resolution 1973, die sich explizit 

auf die Norm der Schutzverantwortung bezog, enthielt und letztlich mit keinem 

Wort die R2P in ihren Redebeiträgen erwähnte, lässt sich vor dem Hintergrund 

der offenkundigen deutschen Unterstützung der Schutzverantwortung nur 

schwer in Einklang bringen. Folgt man der These, dass die Bundesregierung 

zum Schutz der Menschenrechte, für das Selbstbestimmungsrecht der Völker 

und zum Schutz eigener Interessen bereit ist, nationalstaatliche Souveränität zu 

beschränken (Roos 2010: 277) könnte daraus letztlich geschlossen werden, 

dass entweder keiner der drei Fälle in Libyen vorlag, oder, und das scheint 

wahrscheinlicher, die deutsche Interessenlage ein übergeordnetes Prinzip 

darstellt: Außenminister Westerwelle unterstreicht diese These in seiner 

Regierungserklärung zur Libyenresolution, indem er darauf hinweist, dass in 

Libyen Menschen „wegen ihres Eintretens für demokratische Prinzipien 

unterdrückt, gequält, gefoltert oder gemordet werden“ (Westerwelle 2011a).  

Damit wären die Bedingungen für den Schutz der Menschenrechte und dem 

Selbstbestimmungsrecht erfüllt, jedoch sei die Bundesrepublik „nicht in der 

Lage, überall auf der Welt die Unterdrückung zu beseitigen“ (Westerwelle 

2011a). Ähnlich argumentiert auch der Verteidigungsminister, der bemerkt, 

dass „wir […] uns auch nicht an Bürgerkriegen in der ganzen Welt beteiligen 

[können]“ (de Maiziere 2011a). 
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Eine deutsche Intervention bzw. die Unterstützung einer Intervention durch die 

Bundesrepublik Deutschland bei drohenden Menschenrechtsverletzungen 

hängt damit von der deutschen Interessenlage ab. Der Ausgang des libyschen 

Bürgerkriegs war für die Bundesrepublik Deutschland allem Anschein nach 

ohne Belang. So stellt  der Außenminister in einem Interview gegenüber dem 

Nachrichtenmagazin Der Spiegel die Frage: „Aber wieso hat der Westen die 

primäre Verantwortung, und nicht die Staaten der Region, die Arabische Liga 

vor allem?“ (Westerwelle 2011b)  

Demnach gibt es also keine globale Schutzverantwortung für die Deutschen 

und ihre engsten Verbündeten. Diese Argumentation lässt sich dabei aber 

durchaus auch ethisch rechtfertigen. Peter Rudolph stellt dabei die berechtigte 

Frage, wie man eine globale Hilfspflicht in Einklang bringen kann mit der 

Verpflichtung des Soldaten für die grundlegenden Sicherheitsinteressen seines 

Heimatlandes zu kämpfen. Den „Bürger in Uniform“ in einen Krieg fernab der 

Interessen Deutschlands zu entsenden, steht der Verantwortung gegenüber 

dem eigenen Volk diametral entgegen (Rudolph 2013: 6). Heißt es doch im 

soldatischen Eid der Bundeswehr man „schwöre, der Bundesrepublik 

Deutschland treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen 

Volkes tapfer zu verteidigen“ (Schwegmann 2011: 2). 

An den gänzlich fehlenden Bezug zur Schutzverantwortung wird im nächsten 

Kapitel angeknüpft. So wird das deutsche Verhältnis zum Diktator Muammar al-

Gaddafi dargestellt und die Zielsetzung der Militärintervention in den Fokus 

gerückt. 

 

 

6.2 Das deutsche Dilemma – Zwischen Völkerrecht und regime 

change 

Die Bundesregierung der Bundesrepublik Deutschland nahm in einer Vielzahl 

ihrer Aussagen zum Libyenkonflikt Stellung zum libyschen Diktator, zur 

Zielsetzung der Resolution und der deutschen Haltung zu diesen beiden 
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Themen. Da sich diese direkt aufeinander beziehen, werden beide Punkte in 

diesem Kapitel abgehandelt. 

Sehr deutlich stellt die Bundesregierung ihr Verhältnis zum libyschen Diktator 

heraus. So stellt Außenminister Westerwelle in der Regierungserklärung zur 

Situation in Libyen fest: „Dieser Diktator muss gehen“ (Westerwelle 2011a), 

während an anderer Stelle die Kanzlerin hinzufügt, dass „Gaddafi seine 

Legitimation verloren hat“ (Merkel 2011a) und die deutsche Enthaltung nicht mit 

Neutralität zu verwechseln sei (Merkel 2011b, c, j). Diese Aussagen stehen 

exemplarisch für eine Vielzahl ähnlicher Sprechakte, die im Datenmaterial  

gefunden werden konnten (de Maiziére 2011a, Merkel 2011d, e, f, g, Niebel 

2011, Peschke 2011, Westerwelle 2011a, b, d, e).  

Sehr deutlich wurde die Bundesregierung hinsichtlich der Zielsetzung der 

Resolution. So bemerkte etwa Thomas de Maiziére in einem Radiointerview, 

dass „wir [einverstanden sind] mit den Zielen dieser Resolution. Dieser 

schreckliche Diktator, der sein Volk beschießt, muss weg“ (de Maiziére 2011a). 

Bundeskanzlerin Angela Merkel argumentierte an anderer Stelle ähnlich. So 

bemerkte sie:  

„Es ist meine feste Überzeugung, dass wir erreichen [müssen], dass 
Gaddafi nicht mehr der Herrscher Libyens ist, sondern zurücktritt und 
der freiheitlichen Entwicklung in seinem Lande Raum gibt. Dies ist 
das Ziel, das uns eint.“ (Merkel 2011i) 

Zweierlei folgt daraus für die deutsche Haltung im Libyenkonflikt. Zum einen 

herrscht eine tiefe Übereinstimmung, dass Gaddafi nicht mehr länger haltbar 

sei. Zum anderen werden die Ziele der Resolution erweitert und entsprechen 

letztlich keineswegs mehr dem Wortlaut des Beschlusses des Sicherheitsrats 

der Vereinten Nationen. Dieser zielt, ganz im Sinne der R2P, auf „den Schutz 

der Zivilpersonen und der von der Zivilbevölkerung bewohnten Gebiete“ 

(Vereinte Nationen Sicherheitsrat 2011). Wie bereits zu Beginn der Arbeit 

festgehalten, steht dies in direktem Kontrast mit der informellen Zielsetzung, die 

bereits Cameron, Obama und Sarkozy formulierten, als sie darauf hinwiesen, 

dass Gaddafi gehen müsse und eine Zukunft mit ihm nicht vorstellbar sei 

(Cameron/Obama/Sarkozy 2011). Die Diagnose eines angestrebten „regime 

change“ lässt sich dabei noch durch weitere Quellen untermauern. So soll 
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Medienberichten folgend die C.I.A. bereits über Wochen eine für die Rebellen 

unterstützende Rolle inne gehabt haben (Mazzetti/Schmitt 2011). Die schnelle 

Anerkennung der libyschen Rebellen als legitime Vertreter Libyens, allen voran 

durch Präsident Sarkozy bereits am 10. März 2013 (Die Zeit 2011) und damit 

einige Tage vor dem Beschluss der Resolution 1973, fügt sich überdies in das 

Bild des angestrebten Regimewechsels. Der Befund, dass das Ziel der 

Resolution de facto der angestrebte regime change war, spiegelt sich überdies 

in wissenschaftlichen Beiträgen wieder (Kursawe 2011: 575, Pradetto 2012: 68, 

Rudolf 2013: 8). 

Dass sich die Bundesrepublik nun offenkundig für den Regimewechsel 

aussprach, dieses gleichzeitig als Ziel der Resolution anerkannte, sich aber 

letztlich dennoch bei der Abstimmung enthielt, lässt eine eindeutige 

Bestimmung der deutschen Position nicht zu. Insbesondere vor dem 

Hintergrund der Regierungserklärung Westerwelles, in der er bekräftigte, 

Deutschland stehe „auf der Seite des internationalen Rechts“ (Westerwelle 

2011a) und der Aussage „Sie [die Resolution, Anmerkung des Verfassers] ist 

nach der Entscheidung in New York geltendes, verbindliches Völkerrecht“ 

(Westerwelle 2011d), lässt berechtige Zweifel an der Überzeugung der 

Bundesregierung aufkommen, dass die Intervention und damit auch die 

Resolution tatsächlich auf einer legitimen Grundlage basierte. Besonders der 

Hinweis des Außenministers, dass die Resolution nach der Entscheidung 

verbindliches Völkerrecht sei und Niebels Bemerkung es sei „bemerkenswert, 

dass gerade die Nationen munter in Libyen bomben, die noch Öl von Libyen 

beziehen“ (Niebel, zit. nach Augsburger Allgemeine 2011) fügen sich in das 

Bild. 

Wie August Pradetto treffend beschrieb, herrscht eine Diskrepanz zwischen 

dem idealistischen Ansatz der Schutzverantwortung auf der einen Seite und der 

völkerrechtlich unzulässigen Strategie des Regimewechsels auf der anderen 

Seite. Eine Verknüpfung beider Ziele – Regimewechsel und Schutz der 

Zivilbevölkerung – um eine Legitimität für ersteres herzustellen wurde letztlich 

im Libyenfall  praktiziert (Pradetto 2012: 68f). Berechtigt hingegen ist an dieser 

Stelle jedoch der Hinweis von Bellamy, der feststellte, dass 
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“in situations where a state is responsible for committing genocide, 
war crimes ethnic cleansing and/or crimes against humanity, how can 
the international community exercise its responsibility to protect 
populations without imposing regime change?” (Bellamy 2011: 23) 

So war der Sturz des Regimes Gaddafi womöglich kein legitimes Ziel, welches 

verfolgt werden konnte, jedoch utilitaristisch argumentiert ein legitimes Mittel um 

das Ziel, die Bevölkerung zu schützen, zu erreichen (Rudolf 2013: 8). 

Zusammenfassend positionierte sich die Bundesregierung also klar auf die 

Seite der Aufständischen und proklamierte offenkundig ihre Haltung für die 

Strategie des Regimewechsels. Dem gegenüber steht die Feststellung, dass 

das internationale Recht handlungsleitend sein muss und die Resolution 

letztlich nicht unterstützt wurde. Dass die Bundesregierung hier nur wenig 

stringent argumentiert und letztlich handelt, mag dem „schwierigen 

Abwägungsprozess“ (Westerwelle 2011a, b) geschuldet sein: auf der einen 

Seite die tiefe Überzeugung, dass der Diktator illegitim herrscht, auf der 

anderen Seite die Souveränität Libyens, und die ideengeschichtlich entlehnte 

kantianische Maxime, dass sich „kein Staat […] in die Verfassung und 

Regierung eines andern Staats gewaltthätig einmischen [soll]“ (Kant 2008: 155). 

An dieser Stelle sei auch an den ICISS verwiesen, der im Jahr 2001 unter dem 

Unterpunkt „right intention“ zur R2P ausdrücklich festhielten, dass 

„the primary purpose of the intervention must be to halt or avert 
human suffering. Any use of military force that aims from the outset, 
for example, for the alteration of borders or the advancement of a 
particular combatant group  s claim to self-determination, cannot be 
 ustified.  verthrow of regimes is not, as such, a legitimate 
obe ective, although disabling that regime  s capacity to harm its own 
people may be essential to discharging the mandate of protection – 
and what is necessary to achieve that disabling will vary from case to 
case.” (ICISS 2001: 35) 

Nachdem nun das normative Dilemma zwischen R2P und der 

Regimewechselstrategie abgehandelt wurde, wird im nächsten Abschnitt die 

Haltung der Regierung zu einem möglichen militärischen Eingreifen in den 

libyschen Bürgerkrieg expliziert. 
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6.3 Vom Kriege – Deutschland und die Militärintervention 

In zahlreichen Wortmeldungen bezog die Bundesregierung Stellung zu der 

geplanten militärischen Intervention. Durchweg war die Haltung der Regierung 

dabei kritisch und ablehnend und wurde als Hauptargument für die Enthaltung 

angeführt. So ließ der Außenminister verlauten, man schicke „keine deutschen 

Soldaten in Kampfeinsätze nach Libyen“ (Westerwelle 2011c) und die Kanzlerin 

fügte hinzu, dass man sich „nicht an militärischen Maßnahmen beteiligen [wird]. 

Um es noch einmal ganz deutlich zu sagen: Nur deshalb haben wir uns bei der 

Abstimmung der Stimme enthalten“ (Merkel 2011j). Die erste bemerkenswerte 

Feststellung, die sich hieraus ableiten lässt ist, dass die Bundesregierung 

überzeugt war, dass ein Mechanismus besteht, der ein deutsches Ja zur 

Resolution mit einer Verpflichtung am Militäreinsatz teilzunehmen verbindet. So 

bemerkte Westerwelle:  

„Hätten wir zugestimmt, wäre Deutschland als größtes europäisches 
Nato-Land erst recht unter schweren Druck geraten, sich militärisch 
zu beteiligen. Wir hätten nicht mehr die Debatte, ob wir Soldaten in 
Libyen einsetzen sollen, sondern stünden nur noch vor der Frage: 
Wie viele schicken wir los?” (Westerwelle 2011i) 

Für diesen unterstellten Automatismus führte die Bundeskanzlerin 

ausgerechnet den amerikanischen Präsidenten Obama an, der gesagt haben 

soll, dass eine deutsche Zustimmung zur Resolution auch eine Verpflichtung an 

der Militäroperation sei (Der Spiegel 2011). Kritiker, wie im Kapitel 7.1 dieser 

Arbeit zu lesen ist, zweifelten den Zusammenhang zwischen einem Ja im  

Sicherheitsrat und einer Verpflichtung zum militärischen Eingriff allerdings an.  

Im Datenmaterial der Bundesregierung ließen sich dabei drei 

Argumentationsstränge unterscheiden, weswegen man an einer militärischen 

Operation nicht teilnehmen wolle: So wurden erstens Zweifel am Erfolg einer 

militärischen Intervention generell angemeldet, zweitens eine Entwicklung, 

ähnlich der des Afghanistaneinsatzes befürchtet und drittens berief sich die 

Regierung auf die Tradition deutscher Außenpolitik. 
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6.3.1 Die Zweifel der Bundesregierung am Erfolg einer 

militärischen Intervention 

Mehrfach wurde durch die Bundesregierung darauf verwiesen, dass eine 

militärische Operation unter den gegebenen Umständen kaum sinnvoll 

erscheint. So wurde immer wieder argumentiert, dass die geplanten 

Maßnahmen, insbesondere die Einrichtung der Flugverbotszone, keine 

effektiven Mittel seien, die Zivilbevölkerung zu schützen oder Gaddafi Einhalt zu 

gebieten (Peschke 2011). Entwicklungsminister Niebel verwies dabei darauf, 

dass die Geschichte zeige, „dass Flugverbotszonen keine Massaker 

verhindern. Die Risiken für die Zivilbevölkerung […] aber hoch“ (Niebel 2011) 

seien. Verteidigungsminister de Maiziére argumentierte ähnlich und sagte, dass 

die Bundesregierung „berechtigten Zweifel an dem Sinn dieser Operation“ (de 

Maiziére 2011a) habe. Weitere Sprechakte, die den Zweifel am Nutzen einer 

Intervention in den Vordergrund rückten, konnten im Datenmaterial gehäuft 

gefunden werden (Merkel 2011b, Westerwelle 2011b, d). 

Die Skepsis gegenüber derartigen Interventionen wird dabei sehr 

unterschiedlich beurteilt. So kommen Gromes und Dembinski bei einer 

quantitativen Studie, die sämtliche Interventionen im Zeitraum zwischen 1947 

und 2005 mit humanitärer Grundlage untersuchte, zu der Erkenntnis, dass nach 

einer Intervention der Rückfall in den Bürgerkrieg oder zu Genoziden häufig 

stattfindet. Die These, dass Interventionen grundsätzlich eher negative 

Auswirkungen auf den Verlauf einer Krise hätten, konnte allerdings auch nicht 

bestätigt werden (Gromes/Dembinski 2013: 34ff). Speziell für den Fall Libyen 

wurden die Erfolgsaussichten der Militäraktion ebenso vielfältig bewertet. So 

wurden der geplanten Militäraktion durchaus Erfolgschancen eingeräumt (Mohr 

2011: 6f, Müller 2011: 6), aber auch auf die möglichen Risiken in der 

Durchführbarkeit hingewiesen (Nachtwei 2011: 2f). Heute, über 2 Jahre nach 

Beginn der Militäraktion, ist der Erfolg des Sturzes des Regimes Gaddafi Fakt. 

Die Situation in Libyen wird allerdings weiterhin als kritisch beschrieben. Zwar 

wurden inzwischen Wahlen abgehalten, jedoch wird vor einer äußerst 

schwierigen Sicherheitslage gewarnt (Auswärtiges Amt 2013). 
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Die Bundesregierung war also überzeugt, dass eine militärische Intervention in 

den libyschen Bürgerkrieg nur geringe Erfolgsaussichten hat. Daran knüpft das 

Argument der Befürchtung vor einem zweiten „Afghanistan“ an, welches im 

nächsten Abschnitt vorgestellt wird. 

 

6.3.2 Die deutsche Erfahrung in Afghanistan 

„Man ist sehr schnell in einem Krieg drin und es kann Jahre dauern, 
bis man dann wieder draußen ist. Das haben wir im Irak gesehen, 
diese Erfahrung machen wir in Afghanistan“ (Westerwelle 2011b)  

ließ Guido Westerwelle in einem Interview verlauten. Dabei berief sich der 

Außenminister auf die deutsche Erfahrung am Hindukusch und den zweiten 

Golfkrieg der USA. Da diese beiden Militäreinsätze in der deutschen 

Bevölkerung wenig Anklang fanden (Der Spiegel 2002, Der Spiegel 2010a), 

lässt sich hieraus womöglich ein Wahlkampfmanöver der Koalition vor den 

anstehenden Wahlen in Baden-Württemberg und Rheinlandpfalz konstruieren. 

Diesen Befund stützend, ist es durchaus beachtlich in welcher Vielzahl die 

Bundesregierung den Begriff „Krieg“ im Zusammenhang mit dem Libyenkonflikt 

und der Militärintervention benutzt (de Maiziére 2011, Merkel 2011k, Peschke 

2011, Westerwelle 2011b). So wurde die Vokabel „Krieg“ im Zusammenhang 

mit dem Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr über Jahre vermieden und erst 

im Jahr 2010 vom damaligen Verteidigungsminister zu Guttenberg gebraucht 

(Der Spiegel 2010b). 

Dass die Bundesregierung letztlich einen Militäreinsatz auf Grund der Furcht, in 

ein zweites Afghanistanabenteuer zu rutschen, verneinte, lässt sich aus dem 

Datenmaterial zweifellos rekonstruieren. Ob sich die spärlichen Spuren auch 

mit innenpolitischen Zielen der Koalition vor den Landtagswahlen in Verbindung 

bringen lassen, wie der Regierung mehrfach vorgeworfen wurde, kann hier 

nicht zweifelsfrei belegt werden. 
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6.3.3 Die Traditionslinien deutscher Außenpolitik 

Auffällig war zudem das vom Außenminister gemachte Argument, er sähe sich 

„in einer Tradition der Zurückhaltung, was militärische Einsätze angeht“ 

(Westerwelle 2011b). Mit dieser Begründung rekurriert Westerwelle 

offensichtlich auf die einstige Kultur der Zurückhaltung der Bundesrepublik im 

Hinblick auf militärische Einsätze, die allerdings sukzessive aufgegeben wurde. 

In den vergangenen Jahren etablierte sich vielmehr eine neue Überzeugung, 

die das Militär als außenpolitisches Mittel verfügbar machte (Gießmann/Wagner 

2009: 3, Rinke 2012, Roos 2010: 284f). Die Argumentation des Außenministers 

zielt also gerade darauf ab, dass man mit der Libyenenthaltung zurückgekehrt 

sei zu alten Leitlinien in der deutschen Außenpolitik.  

Nachdem in diesen Abschnitten die deutsche Haltung gegenüber militärischen 

Mitteln thematisiert wurde und die drei unterschiedlichen Argumentationslinien 

dargestellt wurden, wird im angeschlossenen Kapitel die deutsche Alternative 

zum Militäreinsatz präsentiert. 

 

 

6.4 Zivilmacht Deutschland – der deutsche Weg durch 

Sanktionen und Politik 

 „Die Alternative zu einem Militäreinsatz ist nicht Tatenlosigkeit, ist 
nicht Zusehen, sondern ist, den Druck zu erhöhen, Sanktionen zu 
beschließen und Sanktionen zu verschärfen.“ (Westerwelle 2011a)  

Mit diesem Zitat lässt sich die Überzeugung der Bundesregierung 

verdeutlichen, dass es jenseits des Militäreinsatzes andere 

Zwangsmaßnahmen gab, die Gaddafi wirksam Einhalt geboten hätten. Dies 

knüpft dabei direkt an das Argument der deutschen Tradition an, Konflikte 

weitestgehend ohne militärische Mittel lösen zu wollen, und erinnert dabei stark 

an Hanns Maulls Zivilmachtkonzept. Demnach ist die Bundesrepublik ähnlich 

wie Japan daran interessiert, nationale Interessen weitestgehend ohne 

militärischen Zwang durchzusetzen, und vielmehr multilaterale Institutionen und 

die Wirtschaft zum Instrument der Außenpolitik zu machen. Damit einher ging 
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stets die Stärkung des internationalen Rechts gegenüber dem sonstig gültigen 

Rechts des Stärkeren in den internationalen Beziehungen (Maull 1990: 3f). 

Spuren, die die These einer deutschen Rolle als Zivilmacht stützen, lassen sich 

dabei zahlreiche finden. So lässt die Bundesregierung keinen Zweifel daran, 

dass das internationale Recht ein wichtiges Handlungsmotiv für die 

Bundesregierung sei (Merkel 2011h, k, Westerwelle 2011a, d). Die geforderten 

Wirtschafts- und Finanzsanktionen (Merkel 2011b, j, Niebel 2011, Westerwelle 

2011a), sowie das Ölembargo (Merkel 2011k) fügen sich ebenso in das 

deutsche Rollenverständnis als Zivilmacht ein, welches letztlich durchaus als 

Begründung für die Enthaltung herangezogen werden kann.  

 

 

6.5 Deutsche Partner – Zwischen den Schwellenländern und 

den Verbündeten im Westen 

Immer wieder setzte die Bundesregierung ihr Abstimmungsverhalten auch in 

den Kontext der Stimmabgabe anderer Staaten. So verwies die Regierung 

mehrfach auf die Staaten der G4 und verwies zu dem häufig auf die westlichen 

Partner aus EU und NATO. Die von der Bundesregierung dazu vorgebrachten 

Erklärungen werden in den beiden nächsten Abschnitten dargestellt. 

 

6.5.1 Deutschlands neue Partner im 21. Jahrhundert 

Der Abschnitt über die aufstrebenden Schwellenländer beginnt nun mit einem 

längeren Zitat Guido Westerwelles. So ließ der Außenminister auf die von 

Altkanzler Kohl vorgeworfene Kritik einer Ermangelung eines deutschen 

außenpolitischen Kompasses im Zuge der Libyenresolution verlauten: 

„In der Welt des 21 Jahrhunderts ist es auch notwendig die neuen 
Kraftzentren der Welt ernst zu nehmen und neue strategische 
Partnerschaften aufzubauen. […] Das ist die schlichte Erkenntnis 
einer neuen Zeit. Die Welt ist im Umbruch. Eine neue Weltarchitektur 
wird gerade geschmiedet. Mit neuen Kraftzentren. Erfolgreichen 
Ländern. In Asien. In Lateinamerika. In Afrika. An anderer Stelle. Und 
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wir müssen als ein Exportland, als ein Land das von der 
internationalen Vernetzung lebt, auch zu diesen neuen Kraftzentren 
strategische Partnerschaften schmieden.“ (Westerwelle 2011k) 

Einige ähnliche Wortbeiträge ließen sich darüber hinaus im Datenmaterial 

finden. So bemerkte der Außenminister beispielsweise, dass man sich 

enthalten habe, wie Brasilien, Indien, China und Russland (Westerwelle 2011a). 

Besonders hervor hob er dabei Brasilien und Indien (Westerwelle 2011b). Vor 

dem Hintergrund der demokratischen Organisation der beiden Staaten, 

rangieren diese doch immerhin auf Rang 38 bzw. Rang 44 des 

Demokratieindex (The Economist 2012: 4), ist der Verweis des Außenministers 

auf gerade diese beiden Staaten wenig überraschend. Von entscheidenderer 

Bedeutung scheint für die Bundesregierung jedoch das indische und 

brasilianische Abstimmungsverhalten um die gemeinsame Bewerbung um 

einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat gewesen zu sein. Hierzu wiederum 

Außenminister Westerwelle: 

„Im Sicherheitsrat haben sich die ständigen Ratsmitglieder Russland 
und China enthalten, daneben Brasilien und Indien. Das heißt, mit 
uns: drei der vier sogenannten G-4-Staaten (Japan ist zur Zeit nicht 
im Sicherheitsrat), die sich seit 2004 für eine Reform der Vereinten 
Nationen und des Sicherheitsrats einsetzen.” (Westerwelle 2011g). 

So lassen sich aus den Wortmeldungen folgende Argumentationsmuster 

rekonstruieren: Deutsche Außenpolitik muss sich an den neuen 

Machtverhältnissen des 21. Jahrhunderts orientieren. Deshalb votierte man mit 

den aufstrebenden Schwellenländern. Im Kampf um einen ständigen Sitz im 

Sicherheitsrat, so die Überzeugung der Bundesregierung, war eine deutsche 

Enthaltung an der Seite von Brasilien und Indien ein bedeutendes Zeichen. Die 

Enthaltung der „Musterdemokratien“ westlichen Vorbilds, Brasilien und Indien, 

legitimierte eine deutsche Enthaltung zusätzlich.  

Zusätzlich sei an dieser Stelle auch auf das vom Auswärtigen Amt 

herausgegebene Papier „Globalisierung gestalten – Partnerschaften ausbauen 

– Verantwortung teilen“ verwiesen, welches dem Argument, dass sich 

Deutschland näher an den aufstrebenden Schwellenländern orientieren will, 

zusätzliches Gewicht verleiht. So wird darin auf die besondere Bedeutung 
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dieser neuen Mächte verwiesen und deren Geltung in einer zunehmend 

multipolaren Welt beschrieben (Auswärtiges Amt 2012: 3f) 

Nachdem nun das Rechtfertigungsnarrativ bezüglich der aufstrebenden 

Schwellenländer dargestellt wurde, wird im nächsten Schritt die deutsche 

Enthaltung unter dem Vorzeichen der Bündnissolidarität mit den traditionell 

engsten Partnern aus EU und NATO dargelegt. 

 

6.5.2 Solidarität mit den Partnern im Westen 

Wie im weiteren Teil der Arbeit noch genauer expliziert werden wird, war ein 

Hauptvorwurf an die Bundesregierung die mangelnde Solidarität zu den 

westlichen Bündnispartnern. Die Regierung bezog dazu gehäuft Stellung und 

implementierte dabei die aufgekommene Kritik in ihre Begründung für die 

Enthaltung. So bemerkte Verteidigungsminister de Maiziere dass man keine 

Belehrungen in Sachen Bündnissolidarität brauche (de Maiziére 2011a) und die 

Kanzlerin ergänzte, dass man fest an der Seite seiner Verbündeten stehe 

(Merkel 2011b). Bekräftigt wurde dies mit dem gesteigerten Engagement beim 

AWACS Einsatz in Afghanistan. So wurde aus Regierungskreisen darauf 

verwiesen, dass Deutschland seinen Bündnisverpflichtungen durch eben diesen 

Einsatz in Afghanistan absolut gerecht werden würde und dieser eine große 

Entlastung für die NATO Partner darstelle, die dieser Tage in Libyen 

intervenierten (Merkel 2011c, k, Niebel 2011). Die Bundesregierung war also 

überzeugt, dass ein deutscher Alleingang im Libyenfall durch ein gesteigertes 

Engagement in Afghanistan kompensiert werden konnte um keine Zweifel an 

der Solidarität zu den Partnern aufkommen zu lassen. 

 

6.6 Zusammenfassung der Befunde Teil 1 

Schlagwortartig werden nun die Befunde zusammengefasst, die sich aus der 

Analyse der regierungsamtlichen Dokumente ergaben. Die Bundesregierung 

der Bundesrepublik Deutschland rechtfertigte die Enthaltung bei der 

Abstimmung zur Resolution 1973 mit den Argumenten, dass 
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(A) für die Bundesrepublik das Prinzip der Schutzverantwortung nur greifen 

kann, wenn die Interessen Deutschlands tangiert werden. 

(B) die Bundesregierung überzeugt war, dass das eigentliche Ziel der 

intervenierenden Staaten der Regimewechsel war, den die Regierung 

zwar für richtig, letztlich aber für völkerrechtlich zweifelhaft hielt. 

(C) die Bundesregierung überzeugt war, dass ein „Ja“ im Sicherheitsrat mit 

der Verpflichtung einher gegangen wäre sich an der Militäroperation zu 

beteiligen. 

(D) ein Militäreinsatz deutscher Soldaten ausgeschlossen war, mit der 

Begründung, dass  

1. die Bundesregierung nicht vom Erfolg der militärischen 

Maßnahmen überzeugt war. 

2. die Bundesregierung in keine langjährige militärische 

Operation, ähnlich dem Afghanistaneinsatz gezogen werden 

wollte. 

3. es eine Tradition deutscher Außenpolitik gibt, sich in 

militärischer Zurückhaltung zu üben. 

(E) mit Brasilien und Indien gleich zwei weitere demokratisch verfasste 

Staaten, westlichen Vorbilds, und mit Russland und China insgesamt 

vier Staaten an der Seite Deutschlands standen. 

(F) Deutschland sein außenpolitisches Handeln an die neuen 

Machtverhältnisse des 21. Jahrhunderts anpassen muss und deshalb an 

einem Ausbau der Beziehungen zu den neuen Mächten der Erde 

interessiert sein muss. 

(G) Deutschland an der Seite der G4-Staaten stehen sollte, da dies im 

Streben nach einem ständigen Sitz im Sicherheitsrat ein bedeutendes 

Zeichen sei. 

(H) die politischen Mittel, vor allem durch Sanktionen Druck auf das Regime 

Gaddafi auszuüben noch nicht voll ausgeschöpft waren. 

(I) der Vorwurf der mangelnden Solidarität zu den Partnern der NATO und 

EU durch den verstärkten Einsatz in Afghanistan ausgeräumt werden 

konnte.  
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Nachdem nun die Analyse des Rechtfertigungsnarrativs der Bundesregierung 

abgeschlossen ist und die Argumente dargestellt sind, die von der 

Bundesregierung zur Verteidigung ihrer Position ins Feld geführt wurden, 

werden im nächsten Kapitel der Arbeit die Befunde niedergeschrieben, die sich 

aus der Analyse des parlamentarischen, medialen und wissenschaftlichen 

Diskurses ergaben. Standen im vorangegangen Teil noch die Argumente, die 

für die Enthaltung angeführt wurden, im Fokus des Interesses, soll sich das 

Hauptaugenmerk nun vermehrt auf die Kritik und letztlich auf die 

dahinterstehenden Forderungen gelegt werden, die dieser Kritik zu Grunde 

liegen. 
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7. Die Kritiken zur deutschen Enthaltung des medialen, 

parlamentarischen und wissenschaftlichen Diskurses 

Auf Grund der Brisanz der deutschen Enthaltung wurde das Thema breit in der 

Öffentlichkeit diskutiert. Dabei wurde über die möglichen unterschiedlichen 

Beweggründe der Regierung spekuliert und gleichzeitig mit Kritik nicht gespart. 

Dieses zweite große empirische Kapitel meiner Arbeit wird nun die 

unterschiedlichen Kritiken zur deutschen Enthaltung rekonstruieren und dann in 

einem zweiten Schritt aus diesen Theorien Vorstellungen, Wünsche und 

Ansprüche ableiten, denen deutsche Außenpolitik gerecht werden sollte. Dabei 

wird auf die GASP/GSVP und die deutsche Integration in die EU, sowie die 

Einbettung in das kollektive Sicherheitsbündnis der NATO genauso Bezug 

genommen wie auf innenpolitische Fragen oder normative Ansprüche, denen 

sich eine deutsche Außenpolitik verpflichtet fühlen sollte.  

 

 

7.1 Die Erklärungen der Bundesregierung in der Kritik 

Als erstes Kapitel dieses Abschnitts werden in wenigen Worten die Argumente 

umrissen, mit denen Kritik an der Erklärung der Bundesregierung geäußert 

wurde. So wurde etwa kritisiert, dass die Befürchtung, in ein zweites 

Afghanistan zu rutschen, also in einen langen, zähen Krieg mit dem Einsatz von 

Bodentruppen, äußerst unwahrscheinlich und letztlich in der Resolution auch 

gar nicht vorgesehen war (Schoch 2013). Darüber hinaus herrschte im Diskurs 

Einigkeit, dass das von Westerwelle vorgetragene Argument, man könne nicht 

im Sicherheitsrat zustimmen ohne sich an der Militärintervention zu beteiligen, 

schlicht falsch war (Deutscher Bundestag 2011: 11140f, Müller 2011: 8, 

Nachtwei 2011: 4, Nahles 2011, Petzold 2011). Schließlich wurde in 

zahlreichen Meldungen festgestellt, dass die vom Außenminister vorgetragene 

Begründung, man könne nicht überall auf der Welt eingreifen, zwar richtig sei, 

aber dass sich daraus nicht ableiten lasse, man solle besser nirgends 

intervenieren (Denkler 2011, Deutscher Bundestag 2011: 11140f, Müller 2011: 
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5). Letztlich wurde der Vorschlag der Regierung widerlegt, Sanktionen allein 

reichten aus um Gaddafi zu stürzen. So würden diese eher langfristig Wirkung 

zeigen, ein Völkermord durch das Regime Gaddafi stünde aber unmittelbar 

bevor (Müller 2011: 10). 

Die Vermutung, innenpolitische Probleme der Koalition hätten letztlich zur 

Enthaltung geführt, wurde der Regierung gehäuft unterstellt. Im nächsten 

Abschnitt wird dieser Kritikpunkt dargestellt. 

 

 

7.2 Die Wahlen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz 

Außenpolitik, so der ehemalige Außenminister Fischer, 

„heißt doch nicht, vor allem bella figura auf dem internationalen 
Parkett zu machen und ansonsten auf Provinzwahlen zu starren, 
sondern harte strategische Entscheidungen zu verantworten, selbst 
wenn sie in der Innenpolitik alles andere als populär sind.” (Fischer 
2011) 

Diese Kritik, man habe sich wegen der in den folgenden Tagen anstehenden 

Landtagswahlen in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz im Sicherheitsrat 

enthalten, wurde im Diskurs häufig geäußert (Denkler 2011, Deutscher 

Bundestag 2011: 11139f,  Rühl 2011, Scholl-Latour 2012, Schoch 2013, 

Schütte 2011, Maull 2012b, Niedermaier 2011).  Dabei wurde dieses Argument, 

wenn überhaupt, begründet mit dem Vermerk auf den Wahlerfolg der Regierung 

Schröder und Fischer aus dem Jahr 2002, die mit ihrem Nein zum Irakkrieg 

beim deutschen Volk punkten konnten (Schoch 2013), oder wie von Rühl 

bemerkt wurde, dass die Enthaltung besonders linksliberale und pazifistische 

Kräfte im Land bedienen sollte (Rühl 2011).  

Verwiesen sei an dieser Stelle am Rande auf eine quantitative Studie von 

Mader und Schoen, der zufolge Interventionen, die eine völkerrechtliche 

Legitimität und im Zeichen der Humanität geführt werden, durchaus in der 

deutschen Bevölkerung Anklang finden. Zwar sollen demnach die Deutschen 

eine Beteiligung an einer Libyen-Intervention trotzdem mehrheitlich abgelehnt 
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haben (Mader/Schoen 2013: 22f), jedoch verweist Schütte auf eine emnid-

Umfrage, die bestätigt, dass das Gros der Bevölkerung eine Intervention 

befürworte, allerdings eine deutsche Beteiligung daran nicht unterstütze 

(Schütte 2011: 731).  

Zusammengefasst wurde der Regierung also vorgeworfen, ihr Abstimmungs-

verhalten an wahlkampftaktischen Erwägungen der Regierungsparteien 

ausgerichtet zu haben. Die daraus resultierende Wunschvorstellung an künftige 

deutsche Außenpolitik lautet also, außenpolitische Entscheidungen nicht von 

innenpolitischen Wahlkalkulationen leiten zu lassen. Folgende Überlegung 

drängt sich dabei auf: Wenn die Diskursteilnehmer die Überzeugung äußern, 

dass die Regierung den Wählerwillen bedienen wollte, dieses aber kritisch 

konnotiert tut, dann scheinen außenpolitische Entscheidung offensichtlich nicht 

dem souveränen deutschen Volk zu obliegen. Dass sich aus demselben 

Diskurs, wie im Kapitel 7.8 gezeigt werden wird, rekonstruieren lässt, dass sich 

die Bundesregierung zu wenig für westliche Werte wie die Freiheit und eine 

demokratische Grundordnung in Libyen verdient gemacht haben soll, entbehrt 

dabei nicht jeder Ironie. 

 

 

7.3 Die Isolation in der NATO 

Diskursbestimmend war indes die Kritik, die das Verhältnis zur nordatlantischen 

Allianz in den Fokus rückte. So  bemerkt etwa ehemalige Verteidigungsminister 

Volker Rühe: 

„Damals wie heute ist entscheidend, dass Deutschland seine 
Sicherheitspolitik und mögliche Beteiligung an militärischen 
Einsätzen prinzipiell in die Politik der atlantischen und europäischen 
Nationen einbettet. Deshalb war es schlichtweg falsch, dass sich 
Deutschland im März 2011 im Weltsicherheitsrat bei der 
Verabschiedung der VN-Resolution 1973 – wohlgemerkt bei 
Zustimmung der USA, Frankreichs, Großbritanniens und Portugals – 
enthalten hat. Es war ein Bruch mit den bewährten und wichtigsten 
Traditionslinien deutscher Außen- und Sicherheitspolitik.” (Rühe 
2011: VIIIf) 
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Dieses längere Zitat eignet sich letztlich ausgezeichnet für die Beschreibung  

der verschiedenen Dimensionen der Kritik, die mit dem deutschen Ausscheren 

aus dem NATO-Verbund einhergingen. So wurde zum einen ein 

traditionsgeleitetes, aus der Historie abgeleitetes Argument vorgebracht, im 

Zusammenhang mit der Sicherheitspolitik eine interessengeleitete Begründung 

formuliert und letztlich ein normativ-ideeller Grund auf der Basis einer 

Werteorientierung artikuliert. 

Rühe beschreibt das Verhalten der Deutschen als Bruch mit den deutschen 

Traditionslinien und findet dabei breite Unterstützung (Lau 2011, Maull 2012b, 

Schütte 201: 730). Diese Argumentation fußt also auf der Annahme, es ließe 

sich aus der Historie ableiten, dass Deutschland tief in der NATO verwurzelt ist 

und ein Alleingang sich schon aus historischen Gründen verbietet. So war die 

NATO der zentrale Sicherheitsgarant der Bundesrepublik schon seit Beginn der 

Nachkriegszeit. Besonders im Kalten Krieg, aber auch in den darauffolgenden 

Jahren wurde die NATO-Orientierung Deutschlands zur Staatsräson erklärt 

(Kaim/Niedermeier 2011: 105ff, Varwick 2007: 775, Varwick/Schmid 2012: 23). 

Daran angeschlossen findet sich auch die zweite Dimension, nämlich die 

sicherheitspolitische Eingliederung in das Verteidigungsbündnis wieder. So 

lässt sich aus dem obigen Zitat auch die Befürchtung ableiten, dass mit dem 

Alleingang die deutsche Sicherheit vielleicht nicht gefährdet, aber auch nicht 

gefördert wurde. Ähnliches ließ dazu auch Maull verlauten, der festhielt das die 

„Sicherheit Deutschlands wurde und wird stattdessen durch die 
Einbettung in das kollektive Verteidigungs- und Sicherheitsbündnis 
der NATO gesucht. Mit der Enthaltung im Sicherheitsrat im März 
2011 entzog sich Deutschland seinen wichtigsten 
sicherheitspolitischen Partnern, den USA, Frankreich und 
Großbritannien.“ (Maull 2011b) 

Die dritte Dimension der Kritik ist wiederum eher wertorientiert. So wurde im 

Diskurs gehäuft das Argument der mangelnden Bündnissolidarität geäußert 

(Hacke 2012, Schoch 2013, Silberhorn 2012: 35f) und die mangelnde 

Westbindung kritisiert, die sich ja letztlich auch durch die deutsche Integration in 

den NATO-Verbund institutionalisiert (Blechschmidt/Braun/Brössler 2011, 

Schoch 2013). 
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Im Zuge der mangelnden Westbindung wird an dieser Stelle auch noch auf die 

Kritik verwiesen, die die Neuorientierung an den BRIC-Staaten in den Fokus 

rückt. So habe  

„Deutschland mit ‚bewährten Prinzipien deutscher 
Weltordnungspolitik’ gebrochen und sich mit Ländern gemein 
gemacht, die – wie die BRIC-Staaten – zwar die weit überwiegende 
Mehrheit der Menschheit repräsentieren, nicht aber die Standards 
der westlichen Demokratie.“ (Schubert 2012: 72) 

Dabei scheint es sich für zahlreiche Kommentatoren per se zu verbieten, Seite 

an Seite mit Staaten wie Russland und China zu votieren (Lau 2011, Schoch 

2013). Andere bemerkten, man „sollte sich nicht gemein machen mit zwei 

Mächten, die grundsätzlich egoistische Interessen verfolgen“ (Joffe 2011). 

Wieder andere hingegen, wie das obige Zitat zeigt, unterstrichen die Kritik mit 

der inneren Verfasstheit der Staaten und deren Haltung gegenüber westlichen 

Werten wie Freiheit, Demokratie oder Rechtsstaatlichkeit. 

Damit geht aus dem Diskurs letztlich hervor, dass sich die Kritik an der 

deutschen Enthaltung im Bezug auf die NATO in drei Dimension unterscheiden 

lässt. So wurde zum einen das historisch bedingte Argument der traditionellen 

Westbindung genannt, zum anderen das interessengeleitete Argument der 

sicherheits-politischen Isolation angesprochen und schließlich die Orientierung 

an Werten postuliert, wie denen der Bündnissolidarität oder der Bindung an die 

westliche Wertegemeinschaft. Abgeleitet daraus kann bezüglich der 

Wunschvorstellung an deutsche Außenpolitik festgehalten werden, dass die 

Eingliederung in die NATO und damit auch in die Wertegemeinschaft der 

westlichen Welt weiter betrieben werden soll. Einer neuen deutschen 

Ausrichtung hin zu den BRIC(S)-Staaten steht man daraus folgend ablehnend 

gegenüber. Daran schließt sich nun auch das nächste Kapitel an, indem die 

Europäische Union sowie die GASP/GSVP zum Thema werden. 
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7.4 Deutschland in der Europäischen Union  

Zentraler Kritikpunkt war überdies, dass das deutsche Ausscheren aus dem 

Verbund der europäischen Staaten einer Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik kurz GASP und GSVP der EU einen schweren Schlag 

versetzt habe. Beispielhaft dafür etwa: 

Gleichzeitig hat sich Deutschland mit seiner Haltung in der 
Libyenkrise noch weiter von seinen wichtigsten Partnern in der 
europäischen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik entfernt. 
(Kempin/von Ondorza 2011: 4) 

Andere kommentierten in diesem Zusammenhang recht ähnlich. Fischer sah im 

deutschen Abstimmungsverhalten etwa, dass ausgerechnet die Erfinder der 

GSVP, die Deutschen, dieser den „gefährlichsten Stoß“ seit ihrem Bestehen 

versetzt hätten (Fischer 2011) oder etwa Scholl-Latour, der „die 

Einheitsbestrebungen des Kontinents“ schwer beschädigt sah (Scholl-Latour 

2012: 276). Zu lesen war außerdem, dass 

 „Merkel und Westerwelle […] bei dieser folgenschweren 
Entscheidung auf Europa keine Rücksicht [nahmen]; nationale 
Beweggründe gewannen über eine einheitliche Positionierung der EU 
als Ausdruck einer starken GASP die Überhand“ (Müller-Brandeck-
Bocquet 2012: 127) 

Aus den noch weit zahlreicheren Beiträgen zur deutschen Europapolitik fällt bei 

der ersten Betrachtung vor allem eines auf, nämlich dass keiner der 

Kommentatoren den Versuch unternimmt, eine Erklärung zu liefern, warum 

Deutschland ein Interesse an einer gemeinsamen europäischen Position haben 

muss. Ein Deutschland, getrennt von der Europäischen Union ist inzwischen 

schon gar nicht mehr vorstellbar. Eine einheitliche europäische Position muss 

ein angestrebtes Ziel sein, welches keiner weiteren Erklärung mehr bedarf. Dies 

verdeutlicht das Zitat von Müller-Brandeck-Bocquet die es tatsächlich 

bemerkenswert findet, dass Deutschland sich in erster Linie nicht an einer 

gemeinsamen europäischen Haltung, sondern vielmehr am nationalen 

Interesse orientiert. Daraus geht wiederrum hervor, dass Deutschland gut daran 

täte, seine Interessen hinter den gesamteuropäischen zurückzustecken und 

sich besser einem gemeinsamen europäischen Willen beugen sollte. 

Direkt daran schließt sich wiederum folgende Sequenz an: 



40 
 

Wie der Balkan gehört die südliche Gegenküste des Mittelmeers zur 
unmittelbaren Sicherheitszone der EU. Es ist einfach nur naiv zu 
meinen, der bevölkerungsreichste und wirtschaftlich stärkste Staat 
der EU könne und dürfe sich da heraushalten. (Fischer 2011) 

Anknüpfend an den im vorigen Kapitel vorgestellten Befund gehen Fischer und 

andere (Denkler 2011, Nachtwei 2011: 4, Scholl-Latour 2012: 271),  in dieser 

Sequenz noch einen Schritt weiter. So wird hier die Annahme vertreten, dass 

deutsche Interessen mit denen der Europäischen Union zusammenfallen und 

Deutschland kraft seiner Größe und wirtschaftlichen Bedeutung eine 

Verantwortung zukomme, sich für die Sicherheitsbelange der gesamten 

Europäischen Union einbringen zu müssen.  

Daraus lässt sich nun die Forderung an die deutsche Außenpolitik ableiten, 

dass man im Rahmen seiner Fähigkeiten, insbesondere  seines wirtschaftlichen 

Potentials seiner Verantwortung gerecht werden muss und damit die 

Verpflichtung einhergeht für die gesamte Europäische Union Pflichten zu 

übernehmen.  

 

 

7.5 Der deutsche Anspruch auf einen Sitz im Sicherheitsrat 

In zahlreichen Analysen taucht die Kritik auf, Deutschland habe sich durch die 

Enthaltung beim Libyenkonflikt um seine Chance gebracht, einen ständigen Sitz 

im Sicherheitsrat zu bekommen. Begründet wurde dies mit einem etwaigen 

gesunkenen Ansehen und Einfluss der Bundesrepublik in den Vereinten 

Nationen (Fischer 2011, Gareis 2012: 184, Joffe 2011, Müller 2011, 

Niedermeier 2011, Rühl 2011). Dieses Argument, das letztlich auf dem Wunsch 

nach mehr Macht und Einfluss in den Vereinten Nationen fußt, schließt sich 

dabei nahtlos an die im vorigen Kapitel dargestellte deutsche Verantwortung in 

Europa an.  

Eine zentrale Wunschvorstellung, der die deutsche Außenpolitik gerecht 

werden soll, lässt sich aus diesen Punkten eindeutig bestimmen: Deutschland 

soll in der Welt mehr Verantwortung tragen, im Gegenzug dafür allerdings auch 
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mehr Macht und Gestaltungspotential innerhalb der internationalen 

Beziehungen erhalten. Diese ist dabei aber stets an internationale Institutionen 

wie die NATO, die Europäischen Union oder die Vereinten Nationen gekoppelt. 

Die Verpflichtung, Einfluss und Macht stets an internationalen Organisationen 

auszurichten, erinnert dabei bereits stark an Maulls Zivilmachtkonzept, welches 

vor allem für den deutschen Expertendiskurs ein bestimmender Faktor war. 

 

 

7.6 Das zivilmächtige Deutschland 

Wurden unter 7.3 und 7.4 noch die deutschen Kontinuitätslinien vor dem 

Hintergrund der Einbettung in internationale Organisationen wie die NATO und 

EU interpretiert und in den Kontext der ideellen Bindung an den Westen 

gestellt, wird in diesem Kapitel ein anderer Zugang zu teilweise den gleichen 

Datenfragmenten oder aber sehr ähnlichen Passagen aus dem Datenmaterial 

gewählt. An dieser Stelle soll nun die Kritik, angelehnt an dem aus 

politikwissenschaftlicher Feder entsprungenem Zivilmachtkonzept, dargelegt 

werden. Unter dem Titel „Germany and Japan: The New Civilian Power“  

veröffentlichte Hanns Maull 1990 in der Fachzeitschrift Foreign Affairs das 

Konzept der Zivilmacht. Dass sich Spuren, mal deutlicher, mal weniger 

offensichtlich bis heute in den Fachbeiträgen – so auch zum Fall Libyen - 

ausfindig machen lassen, wird dabei in diesem Abschnitt der Arbeit dargelegt. 

Eng verbunden mit Maulls Zivilmachtkonzept sind die folgenden Schlagwörter, 

die gleichzeitig als wichtige Eckpfeiler und Prinzipien des Ansatzes gelten 

können: „never again“, „never alone“ und „politics, not force“. „Never again“ 

steht dabei für die ablehnende Haltung der Bundesrepublik Deutschland 

gegenüber Macht- und territorialer Expansionspolitik, wie sie einst zur Zeit des 

Nationalsozialismus betrieben wurde. Vielmehr sollen Werte wie die 

europäische Einheit, Friede und der Schutz der Menschenrechte 

handlungsleitend sein. „Never alone“ hingegen steht für die Integration in die 

Gemeinschaft der westlichen Demokratien die sich durch die Mitgliedschaft in 

die NATO und die Europäische Union institutionalisiert. Multilaterale 
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Kooperation und eine zunehmende Verrechtlichung zur Zivilisierung 

internationaler Beziehungen ließen sich unter diesem Schlagwort ebenso 

zusammenfassen (Maull 1999: 4f, Maull 2004: 19f). „Politics, not force“ letztlich, 

zielt auf den deutschen Skeptizismus gegenüber dem Militär als 

außenpolitisches Mittel und die Präferenz der Deutschen politische Lösungen 

für Konflikte zu suchen (Maull 1999: 7f). 

Wie bereits erwähnt war die Rezeption der Idee eines zivilmächtigen 

Deutschlands bezüglich der Libyenentscheidung groß. So war bei Christian 

Hacke von der „Zivilmacht ohne Zivilcourage“ (Hacke 2012: 87) zu lesen. 

Direkten Bezug nahm auch Haftendorn, die den „ehernen Grundsatz der 

deutschen Politik des ‚never again‘ – ‚never alone‘“ (Haftendorn 2012: 23) 

missachtet sah, sowie Meiers, der einen schleichenden „‘Erosionsprozess‘ im 

außenpolitischen Rollenkonzept der ‚Zivilmacht Deutschland‘“ (Meiers 2012: 

162) erkannt haben will. Diesen direkten Bezügen, lassen sich noch eine 

Vielzahl weitere hinzufügen, die vielleicht keinen unmittelbaren Bezug zur 

Zivilmachtkonzeption ausweisen, deren Argumentation sich jedoch eindeutig an 

den Ideen Maulls orientiert. So stützen sich sehr viele dieser Kritiken in diesem 

Zusammenhang auf das Gebot der deutschen Westbindung (Maull 2012b, 

Nachtweih 2011, Schoch 2013: 1) und der deutschen Verpflichtung multilaterale 

Lösungsansätze zu präferieren (Müller 2011: 11, Nachtweih 2011, Schoch 

2013: 1). 

Aus dem Datenmaterial lässt sich letztlich eindeutig rekonstruieren, dass vor 

allem der Expertendiskurs von einem deutschen Rollenverständnis als 

Zivilmacht ausgeht und dass diese Konzeption als Blaupause für deutsche 

Außenpolitik ein nützlicher, handlungsleitender Entwurf sein soll. 

 

 

7.7 Die Interventionspflicht 

Prominent hielt sich im Diskurs auch die Meinung, Deutschland habe eine 

Verpflichtung zur Intervention gehabt. Drei Argumentationslinien ließen sich 

dabei unterscheiden.  
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Exemplarisch zunächst für die Überzeugung, dass ein Intervenieren geboten 

war, steht Harald Müller als er zu Papier brachte, dass man intervenieren muss, 

„wenn man soll, darf, und kann. Man soll, wenn ein großes Übel 
verhindert werden muss. Man darf, wenn die erforderliche Legalität 
und Legitimität gewährleistet ist. Man kann, wenn Optionen 
vorhanden sind, die Erfolg in Aussicht stellen und vermutlich weniger 
Übel anrichten als sie verhindern. In diesem Falle sollte, durfte und 
konnte man. Also musste man auch. Der Eingriff mit Mandat der 
Vereinten Nationen war und ist geboten, legal und legitim.“ (Müller 
2011: 1) 

Müller unterstellt hier eine Pflicht zur Intervention, die er aus der breiten 

Unterstützung ableitet, die die Resolution 1973 erfahren hat. Dabei bezieht er 

sich zum einen sicherlich auf das Votum des Sicherheitsrats und dabei im 

besonderen auf die Enthaltung der Veto-Mächte China und Russland, die von 

zahlreichen Kommentatoren als de facto Zustimmung gewertet wurde (Fischer 

2011, Schoch 2013: 3), zum anderen auf die Unterstützung der Arabischen Liga 

(Fischer 2011, Müller 2011: 4, Schütte 2011: 722, Schoch 2013: 3) und 

schließlich auf die Zustimmung afrikanischer Staaten wie Nigeria und Südafrika, 

die derzeit Mitglieder im Sicherheitsrat waren (Müller 2011: 12). Zusätzlich dazu 

wurde die Resolution legitimiert durch den befürchteten Völkermord, sowie 

durch die praktische Umsetzbarkeit einer militärischen Intervention.  

Eine weitere Pflicht zur Intervention ließ sich aus dem Diskurs anhand der 

Werte rekonstruieren, für die die libyschen Rebellen eintraten. So wurde in 

diesem Zusammenhang gerade der libysche Freiheitskampf erwähnt (Müller 

2011: 12, Schoch 2011: 5), während gleichermaßen das Argument auch aus 

einer anderen Richtung funktionierte, als Heidemarie Wieczorek-Zeul kundtat, 

dass es „gegenüber Despoten […] bei solchen Entscheidungen keine 

Enthaltung geben“ (Deutscher Bundestag 2011: 11145) kann. Dass 

rekonstruierte Argument lautet also eine freiheitliche, demokratische Bewegung 

nicht unterstützt zu haben und stattdessen an der Seite eines diktatorischen 

Regimes gestanden zu haben. Die Überzeugung der Überlegenheit 

freiheitlicher, westlicher Werte kommt dabei zum Ausdruck, zu deren 

Verbreitung die Bundesrepublik verpflichtet ist. 
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Einen letzten, kleinen Hinweis auf die Verpflichtung zur Intervention liefert 

Joschka Fischer der wie bereits zuvor im Text zitiert schrieb, dass  

„die südliche Gegenküste des Mittelmeers zur unmittelbaren 
Sicherheitszone der EU [gehört]. Es ist einfach nur naiv zu meinen, 
der bevölkerungsreichste und wirtschaftlich stärkste Staat der EU 
könne und dürfe sich da heraushalten. Was würden denn aus Sicht 
der Bundesregierung die humanitären und realpolitischen 
Konsequenzen eines blutigen Machterhalts Gaddafis und seines 
Clans sein?” (Fischer 2011) 

Mit der Formulierung, Deutschland dürfe sich nicht heraushalten, unterstellt 

Fischer, dass es durch die geographische Nähe zur Europäischen Union eine 

Verpflichtung der Deutschen gebe, sich in die inneren Angelegenheiten der 

Libyer einzumischen, da diese die Sicherheit der Deutschen tangiert. Eine 

Überzeugung, die sich schon bei der Bundesregierung im Zusammenhang mit 

dem Kosovokrieg finden lässt (Roos 2010: 276). 

 

 

7.8 Deutschland und Obama 

Dieses letzte Argument tauchte zwar nur an zwei Stellen im Diskurs auf, soll 

aber auch in dieser Arbeit seine Würdigung finden. So stellten Harald Müller 

und sich auf diesen berufend Bruno Schoch, fest: 

„Im Verhältnis zu den USA drängt sich eine Frage auf: Angela Merkel 
hat nach ihrem Amtsantritt mit Geschick das unter Schröder 
zerrüttete Verhältnis zu Washington gekittet und zu George W. Bush, 
dem schlechtesten amerikanischen Präsidenten seit Menschen-
gedenken, der in nahezu keiner Grundsatzfrage mit dem 
überparteilichen außenpolitischen Konsens der Bundesrepublik 
übereinstimmte, ein gedeihliches Verhältnis entwickelt. Jetzt hat man 
mit Barack Obama einen Präsidenten, dessen Positionen so nahe an 
diesem Konsens liegen, wie man es vom Chef einer Supermacht 
erhoffen kann, und der zugleich zu Hause im scharfen Wind einer 
von extremistischen Elementen geführten Opposition steht. Und den 
brüskiert man mit diesem Alleingang und gibt damit seinen 
innenpolitischen Gegnern Auftrieb. Glaubt denn Berlin, mit Sarah 
Palin ginge es besser?” (Müller 2011: 11) 

Gleich mehrere Annahmen impliziert diese Sequenz. So unterstellt Müller zum 

einen, dass die Regierung Obama eine ähnliche Vorstellung von der Gestaltung 
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internationaler Politik hat, wie sie – überparteilich – in der Bundesrepublik zu 

finden sein soll, ohne jedoch genau darauf hinweisen zu wollen welchen 

Konsens er erkannt haben will. Im Weiteren scheint für ihn ein Mechanismus zu 

bestehen, in dem ein deutsches Abstimmungsverhalten im Sicherheitsrat in 

irgendeiner verborgenen Weise innenpolitische  Streitfragen in den Vereinigten 

Staaten von Amerika tangiert. Letztlich lässt sich daraus die eigentümliche 

Forderung konstruieren, dass sich die deutsche Außenpolitik so einzurichten 

habe, dass das Weiße Haus zu Washington nach Möglichkeit mit einem 

Präsidenten besetzt sei, der deutschen Positionen näher steht als dessen 

vermeintlicher Antagonist in einer anstehenden Präsidentschaftswahl.  

 

 

7.9 Zusammenfassung der Befunde Teil 2 

Zusammenfassend werden nun die Befunde aus den medialen, 

parlamentarischen und wissenschaftlichen Diskursen umrissen, die aus dem 

Datenmaterial rekonstruiert werden konnten. Der Bundesregierung  wurde 

vorgeworfen,  

(A) dass die für die Enthaltung vorgetragenen Begründungen nicht der 

Wahrheit entsprächen. 

(B) eine Entscheidung im Sicherheitsrat für ein innenpolitisches 

Wahlkampfmanöver missbraucht zu haben. 

(C) mit der Enthaltung Deutschland innerhalb der NATO isoliert zu haben. 

Dabei  wurden 

1. aus der Historie begründete Traditionen deutscher 

Außenpolitik ignoriert. 

2. deutsche Interessen wie die sicherheitspolitische Eingliederung 

der Bundesrepublik Deutschland in das nordatlantische 

Verteidigungsbündnis missachtet. 

3. deutsche Werte wie die Integration in die westliche 

Staatengemeinschaft verletzt. 
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(D) in einem Alleingang gegen die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 

entschieden zu haben und damit würde der Europäischen Union im 

Ganzen, aber vor allen Dingen einer Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- 

und Verteidigungspolitik geschadet. 

(E) deutsche Interessen in Libyen, die sich aus denen der Europäischen 

Union ableiten lassen, nicht bedient zu haben. 

(F) mit der Enthaltung den Anspruch auf einen ständigen Sitz im 

Sicherheitsrat der Vereinten Nationen verspielt zu haben. 

(G) mit den Kontinuitätslinien deutscher Außenpolitik, im speziellen dem 

Konzept der Zivilmacht, gebrochen zu haben. 

(H) der Verpflichtung zur Intervention, die sich aus der breiten Unterstützung 

der Staatengemeinschaft und internationaler Organisationen, sowie aus 

den freiheitlich-demokratischen Zielen der Rebellen ableiten ließ, nicht 

genügt zu haben. 

(I) dem US-amerikanischen Hegemon und dabei insbesondere dessen 

ausgezeichneten Präsidenten vergrämt zu haben 

 

 

7.10 Die Zukunftsvision des Diskurses 

In diesem Kapitel soll nun der Versuch unternommen werden, die zahlreichen 

Kritiken zu bündeln und dabei ein Wunschbild für die deutsche Außenpolitik zu 

entfalten, welches von den öffentlichen Diskursen gezeichnet wurde. 

Zunächst sei darauf verwiesen, dass die Kritiken auf den ersten Blick 

heterogene, sich als diametral gegenüberstehende Enden einer breiten Palette 

von Zustandsbeschreibungen und Vorstellungen von deutscher Außenpolitik 

präsentieren. So  lassen sich Forderungen, wie der nach einem ständigen Sitz 

im Sicherheitsrat durchaus an den Wünschen einer echten Großmacht messen, 

während die unbedingte Eingliederung und treue Gefolgschaft zu den 

westlichen Verbündeten mehr zum Verhalten eines kleinen Staats ohne 

besondere Macht und Einfluss passen mag. Gleichermaßen scheint das 
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Spannungsfeld zwischen handlungsleitenden Normen und Werten auf der einen 

Seite und interessenorientierter Außenpolitik auf der anderen unauflöslich. 

Besonders bei den deutschen Großmachtfantasien jedoch, lohnt sich der 

genauere Blick um die beiden Pole zusammenzuführen. So werden 

Machtansprüche, sowie Gestaltungsansprüche der Bundesrepublik stets in den 

Kontext inter- bzw. supranationaler Organisationen gestellt. Sind es beim 

Anspruch auf den permanenten Sitz im Sicherheitsrat die Ausweitung deutscher 

Macht- und Gestaltungsmöglichkeiten innerhalb der Vereinten Nationen (Kap. 

7.5), lässt sich die deutsche Verantwortung für Europa nur im Kontext der 

beinahe bedingungslosen Einbettung in die Europäische Union verstehen, 

hinter der auch nationalstaatliches Interesse zurücktreten muss (Kap. 7.4). 

Daraus folgt zum einen, dass Deutschland eine Rolle als Großmacht nur dann 

zukommen kann, wenn es die Eingliederung in den Verbund anderer, und dabei 

insbesondere einem geeinten Europa sucht (Kap. 7.4). Zum anderen lässt sich 

daraus die zugeschriebene Verpflichtung ableiten, diesem Führungsanspruch 

auch gerecht zu werden – ohne dabei jedoch den Allerortens befürchteten 

Sonderweg zu beschreiten (Kap. 7.6). Zusammengefasst soll Deutschland also 

die zur Verfügung stehenden Machtressourcen nutzen, um den Status als 

Großmacht auszubauen und zu fördern. Dabei soll die Bundesrepublik Einfluss 

und Mitspracherecht für sich reklamieren, deshalb aber auch die dafür 

notwendige, internationale Verantwortung übernehmen. Die unbedingte 

Verpflichtung zu multilateralem Handeln und die Maxime des „never alone“ 

stehen dabei aber an vorderster Stelle (Kap. 7.6). Daran wiederum schließt sich 

die unbedingte Forderung der Westbindung und ein klares Bekenntnis zu den 

westlichen Werten an. So soll Deutschland die Integration in die westlichen 

Demokratien nicht nur aus Eigeninteresse betreiben. Diese ist vielmehr aus 

normativen, sowie traditionellen Gründen eine nicht zu hinterfragende Prämisse 

deutschen außenpolitischen Handelns (Kap. 7.3). Auf Grundlage der 

unbedingten Verpflichtung der Deutschen zu Demokratie, Freiheit und 

Rechtsstaatlichkeit lässt sich dann wiederum die missionarische Aufgabe 

ableiten, die Welt von der Qualität dieser Normen zu überzeugen. Eine breite 

Unterstützung der Staatengemeinschaft, im Besonderen eine legale Grundlage 

durch einen Beschluss des Sicherheitsrats, oder das nationale 
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Sicherheitsinteresse sollen dafür die Basis bilden (Kap. 7.7). Die Unterstützung 

der deutschen Bevölkerung ist für dieses Projekt dabei scheinbar aber nicht 

zwangsweise nötig (Kap. 7.2). Rücksicht hingegen darf aber anscheinend 

durchaus auf den Willen eines amerikanischen Präsidenten genommen werden 

(Kap. 7.8). 

Diese hier formulierten Leitideen deutscher Außenpolitik können dabei aber nur 

als Teilausschnitt einer wahrscheinlich viel breiteren und differenzierteren 

Zukunftsvision verstanden werden. So wurde mit der Libyenentscheidung nur 

einer von vielen möglichen Analysegegenständen untersucht, so dass sich mit 

allergrößter Wahrscheinlichkeit aus den Kritiken anderer Krisen auch wieder 

andere Vorstellungen von der Zukunft deutscher Außenpolitik ergeben würden. 

 

 

8. Fazit 

In einigen abschließenden Sätzen werden nun noch Gedanken geäußert,  die 

sich in der Auseinandersetzung mit dem Material ergaben, letztlich aber nicht 

wirklich mit den eingangs formulierten Forschungsfragen zusammenhängen. 

Ein reflektierendes Fazit der eigenen Vorgehensweise bei der Arbeit wird diese 

dann beenden. 

 

 

8.1 Der Vergleich von regierungsamtlichem und öffentlichem 

Diskurs 

Interessant zu beobachten war, wie sich im Lauf der Kodierarbeit 

herauskristallisierte, dass sich der regierungsamtliche Diskurs und der 

öffentliche Diskurs in ihrer Struktur nur wenig voneinander unterschieden und 

dabei häufig ähnliche Argumente unter verkehrten Vorzeichen gemacht wurden. 

Am praktischen Beispiel lässt sich dies beispielsweise mit dem deutschen 
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Anspruch auf die permanente Sicherheitsratsmitgliedschaft darstellen: So 

wurde das eigene Abstimmungsverhalten der Regierung unter Rückgriff auf das 

von Indien und Brasilien in den Kontext der Reform der Vereinten Nationen 

gestellt, während das breite Gros der Kritiken und Analysen unterstellte, dass 

die Enthaltung den deutschen Ambitionen einen erheblichen Rückschlag erteilt 

hätten.  

Darüber hinaus war es durchaus bemerkenswert, wie sich in beiden Diskursen, 

am deutlichsten natürlich im Expertendiskurs der Politikwissenschaftler, Bezüge 

zum Zivilmachtkonzept Maulls finden ließen. Wurde die Regierung, wie im 

vorangegangen Teil dargelegt für die Abkehr vom „never alone“- und „never 

again“-Gedanken angegriffen, bediente sich diese in ihren Rechtfertigungen 

häufig der „politics, before force“-Idee.  

Eine dritte Gemeinsamkeit, die im Datenmaterial beider Diskurse ausgemacht 

werden konnte, ergibt sich letztlich aus der abstrakteren Betrachtung der 

vorgebrachten Argumente. Erstens wurden in beiden Diskursen 

Handlungsregeln formuliert, die sich letztlich aus der deutschen Historie 

ableiten ließen wie am Beispiel der militärischen Zurückhaltung im 

regierungsamtlichen oder der traditionellen Westbindung im öffentlichen 

Diskurs.  Zweitens wurde entlang der deutschen Interessenslage argumentiert. 

Beispielhaft dafür etwa Westerwelles Wendung hin zu den „neuen 

Machtzentren“ oder aber das prominente sicherheitspolitische Argument der 

Isolation in der NATO wie es von Maull oder Rühe formuliert wurde. Drittens 

wurden in beiden Diskursen die deutschen außenpolitischen Werte 

angesprochen, wie die Orientierung am Völkerrecht, beispielhaft für den 

Regierungsdiskurs, oder aber die deutsche Verpflichtung zum Multilateralismus 

auf Seiten der Kritiker aus Wissenschaft, Medien und dem Parlament. 
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8.2 „Die Tragödie der Wissenschaft – das Erschlagen einer 

schönen Hypothese durch eine häßliche Tatsache“ (Huxley) 

In seiner kürzlich vorgetragenen Abschiedsvorlesung ließ Hanns Maull 

verlauten, dass es ihm „dabei um die außenpolitische Rolle, die die beiden 

Staaten (Deutschland und Japan, Anm. des Verfassers) in den internationalen 

Beziehungen in Zukunft spielen sollten.“ (Maull 2013: 2 Hervorh. Im Original) 

ginge, als er die Idee von der Zivilmacht formulierte. Demnach war das 

Zivilmachtkonzept stets als normative Leitlinie konzipiert und sollte eben keine 

Beschreibung der Kontinuitätslinien deutscher Außenpolitik sein. Folgt man 

dabei noch der These, dass die Kontinuität deutscher Außenpolitik „also nicht 

im Festhalten am Rollenskript einer Zivilmacht [besteht], sondern in der 

kontinuierlichen Priorität deutscher Interessen“ (Roos 2010: 336), dann 

erscheint es doch fragwürdig, ob die den Expertendiskurs in weiten Teilen 

dominierende Kritik an der Regierung, den „ehernen Grundsätzen“ der 

Zivilmacht nicht entsprochen zu haben, nicht vollständig ins Leere zielt. Dabei 

ist es durchaus bemerkenswert mit welchem Selbstverständnis prominente 

Wissenschaftler von der Regierung einfordern, den Ideen politikwissen-

schaftlicher Konzeptionen Folge zu leisten, während es auf der anderen Seite 

schon beinahe zum Skandal erhoben wird, wenn die Regierenden ihr Handeln 

ausgerechnet an Volkes Willen orientieren – wie es im Kapitel 7.2 dieser Arbeit 

nachgezeichnet wurde.  

 

 

8.3 (Selbst-)Kritik 

Leider liegen auf meinem Schreibtisch noch immer zahlreiche Publikationen die 

– der inzwischen knappen Zeit geschuldet – keinen Eingang mehr in diese 

Arbeit finden werden. Einige Abschnitte der Arbeit hätten sicherlich noch weiter 

vertiefte Interpretationen und Erkenntnisse beinhalten können. Nachdem der 

Start, vor dem eigentlichen Beginn des Projekts, mit der Beschreibung holprig 
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versehen, schon eine beschönigende Übertreibung erfährt, war auch die 

empirische Arbeit durch zahlreiche Schwierigkeiten gekennzeichnet.  

Die Argumentation der Regierung auf der einen Seite, die nur selten wirklich 

kohärent wirkte, und die heftigen Reaktionen der Öffentlichkeit auf der anderen 

Seite erschwerten den Umgang mit den Daten doch erheblich. Im Besonderen 

waren die völlig unterschiedlichen Zustandsbeschreibungen und 

Ausgangspunkte, die je nach Argument scheinbar beliebig austauschbar waren, 

erschwerende Faktoren. Wo der eine die „Mordlust eines Diktators“ (Petzold 

2011) verhindern will, ist für den nächsten evident, dass „Gaddafi keinen 

Völkermord begonnen oder beabsichtigt hat“ (Merkel 2011) – die Diskussionen 

um den Automatismus zwischen einem Ja im Sicherheitsrat und einer 

Teilnahme an der Intervention, die Kontroverse um die Durchführbarkeit und 

den Sinn und Zweck der Intervention, das Abwägen zwischen Souveränität und 

R2P. Beispiele für die Uneinigkeit zu nahezu jedem der in der Arbeit 

angerissenen Themen lassen sich wohl beinahe unendlich viele finden.  

Die von mir zunächst vorgenommene Unterscheidung innerhalb der 

Kodierbäume in Normen und Werte, Interessen und Traditionen auf denen sich 

die meisten Argumente stützten, erwies sich leider erst sehr spät als völlig 

unpraktisch, da zahlreiche Argumente wie beispielsweise die Westbindung 

sowohl als Wert, aber auch als Interesse und Tradition der deutschen 

Außenpolitik zu verstehen sind und letztlich beinahe jedes Thema 

Verflechtungen und Verbindungen zu zahlreichen weiteren aufwies. Daran 

angeschlossen bemerkte ich selbst lange Zeit nicht, dass meine Arbeit vielmehr 

von der Frage geleitet wurde, ob die in beiden Diskursen vorgebrachten 

Erklärungsmuster plausibel erscheinen, anstatt die rekonstruierten 

Begründungen und Kritiken schlicht als Tatsachen zu akzeptieren.  

Die Datenauswahl des Projekts stellte sich überdies stellenweise als wenig 

glücklich heraus. So hätten sich gerade die Erkenntnisse des öffentlichen 

Diskurses, allesamt aus den Expertendiskursen der Wissenschaften ergeben 

können. Dabei wäre mir teils sehr umfangreiche Lese-, Recherche- und 

Kodierarbeit erspart geblieben, die dem Projekt sicherlich an anderer Stelle 

besser zu Gute gekommen wäre und die Qualität der Ergebnisse im Gesamten 
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angehoben hätte. Die Konzentration auf wissenschaftliche Artikel hätte überdies 

zusätzlich Rückschlüsse auf die wissenschaftliche Disziplin an sich zugelassen 

und der von mir im vorigen Abschnitt dargelegten Kritik, die quasi als 

Nebenprodukt der Auseinandersetzung mit dem Material entstand, ein breiteres 

Fundament verliehen.  

Schließlich ergaben sich aus der Themenwahl selbst und aus strukturellen 

Problemen des sozialwissenschaftlichen Bachelorstudiengangs zusätzliche 

Schwierigkeiten. Die fatale Fehlentscheidungen bei der Wahl der 

Themenmodule zu Beginn meines dritten und vierten Studiensemesters 

verschafften mir zwar detaillierte Einblicke in die obskure feministische Theorie 

einer Judith Butler, eine echte Hilfe beim Verfassen dieser Arbeit stellte dies 

dann aber nicht dar. Letztlich war diese erste wissenschaftliche 

Auseinandersetzung mit deutscher Außenpolitik zwar eine immer interessante 

und sehr lohnenswerte, aber stellenweise wohl zu ambitionierte.  
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